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A. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Name und Zweck 

Name 1 Unter dem Namen "Pensionskasse Hewlett Packard Plus“ (nachfolgend die 
Pensionskasse) besteht in Meyrin eine Pensionskasse im Sinne von Art. 80 ff. 
ZGB, gegründet durch notarielle Urkunde vom 1. Dezember 2003. 

Zweck 2 Die Pensionskasse bezweckt die Versicherung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Hewlett-Packard Gesellschaften in der Schweiz, sowohl der juristisch 
oder wirtschaftlich verbundenen oder in derselben Branche tätigen Unternehmen, 
mit denen die Pensionskasse einen Anschlussvertrag abgeschlossen hat (nach-
folgend, die Arbeitgeber), gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität 
und Tod nach den Bestimmungen dieses Reglements. 

Aufbau 3 Die Pensionskasse gliedert sich in eine Vorversicherung, welche die Risiken und 
Tod und Invalidität vor dem Alter 25 abdeckt, und in eine Hauptversicherung, wel-
che auch den Risikofall Alter abdeckt. 

Registrierung 
und Garantie 

gemäss BVG 

4 Die Pensionskasse nimmt an der Durchführung der obligatorischen Vorsorge teil 
und ist deshalb im Register für die berufliche Vorsorge gemäss Art. 48 BVG ein-
getragen. Sie gewährleistet die sich gemäss Bundesgesetz über die berufliche 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) ergebenden Mindestleis-
tungen und erfüllt dessen Bestimmungen.  

Sicherheits-
fonds 

5 Die Pensionskasse ist nach Art. 57 BVG dem Sicherheitsfonds angeschlossen 
und finanziert diesen mit einem jährlichen Beitrag gemäss Artikel 18 SFV. Der 
Sicherheitsfonds erbringt folgende Leistungen: 

- Sicherstellung der gesetzlich vorgesehenen Leistungen bei Zahlungs-un-
fähigkeit der Pensionskasse. 

- Ausrichtung von Zuschüssen bei ungünstiger Altersstruktur der versicher-
ten Personen. 

Rückdeckung 6 Die Pensionskasse kann die Leistungen ganz oder teilweise bei einer in der 
Schweiz der Versicherungsaufsicht unterstellten Lebensversicherungs-gesell-
schaft rückdecken. 

Art. 2 Vorsorgekasse 

Vorsorge-

kasse 

1 Die Pensionskasse führt eine Vorsorgekasse für jeden angeschlossenen Arbeit-
geber und versichert die Mitarbeitenden jedes Arbeitgebers gemäss dem spezifi-
schen Vorsorgeplan. 

 

Art. 3 Versicherte Personen, Aufnahmebedingungen 

Kreis der ver-
sicherten Per-

sonen 

1 Alle Mitarbeitenden der Arbeitgeber gemäss Art. 1 Abs. 2, welche die Aufnah-
mebedingungen gemäss Abs. 2 erfüllen und deren Jahreslohn die Eintritts-
schwelle von 6/8 der maximalen AHV-Altersrente übersteigt, müssen der Pensi-
onskasse beitreten. Für teilzeitbeschäftigte und teilinvalide Personen wird die Ein-
trittsschwelle durch eine entsprechende Herabsetzung dem Beschäftigungsgrad 
bzw. dem Erwerbsfähigkeitsgrad angepasst. 

Nicht zu versi-
chernde Per-
sonen  

2 Nicht in die Pensionskasse aufgenommen werden Mitarbeitende: 

a. die nicht der AHV unterstehen 

b. die das 17. Altersjahr noch nicht vollendet haben; 
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c. die das ordentliche Pensionierungsalter bereits erreicht oder überschritten 
haben (Art. 6); 

d. mit einem befristeten Arbeitsvertrag von höchstens drei Monaten. Wird 
das Arbeitsverhältnis ohne Unterbruch über die Dauer von drei Monaten 
hinaus verlängert, ist der Mitarbeitende von dem Zeitpunkt an versichert, 
in dem die Verlängerung vereinbart wurde. Dauern mehrere aufeinander-
folgende Anstellungen beim gleichen Arbeitgeber insgesamt länger als 
drei Monate, ohne dass sie für mehr als drei Monate unterbrochen werden, 
ist der Mitarbeitende ab Beginn des insgesamt vierten Arbeitsmonats ver-
sichert. Wird jedoch vor dem ersten Arbeitsantritt vereinbart, dass die An-
stellungsdauer insgesamt drei Monate übersteigt, ist der Mitarbeitende ab 
Beginn des ersten Arbeitsverhältnisses versichert; 

e. die nebenberuflich tätig und bereits für eine hauptberufliche Erwerbstätig-
keit obligatorisch versichert sind oder im Hauptberuf eine selbständige Er-
werbstätigkeit ausüben; 

f. die im Sinne der IV zu mindestens 70 Prozent invalid sind;  

g. Mitarbeitende, die nicht oder voraussichtlich nicht dauernd in der Schweiz 
tätig und im Ausland genügend versichert sind, sofern sie ein entsprechen-
des Gesuch an die Pensionskasse stellen. 

Unterschrei-
tung der Ein-

trittsschwelle 

3 Sinkt der Jahreslohn unter den als Eintrittsschwelle festgesetzten Betrag (vgl. 
Abs. 1) und ist die Person demzufolge gemäss diesem Reglement nicht mehr ob-
ligatorisch zu versichern, erlischt der Anspruch auf reglementarische Leistungen. 
Die Pensionskasse führt das Sparkapital während längstens zwei Jahren bei-
tragsfrei weiter. Im Vorsorgefall wird das Sparkapital ausbezahlt. Der Anspruch 
richtet sich sinngemäss nach diesem Reglement.  

Freiwillige Ver-
sicherung 

4 Die Pensionskasse bietet keine freiwillige Versicherung an für Lohnteile, die teil-
zeitbeschäftigte Mitarbeitende von anderen Arbeitgebern erhalten. Ausnahmen 
sind vom Stiftungsrat nach objektiven Kriterien festzulegen. 

Unbezahlter 

Urlaub 

5 Bei unbezahltem Urlaub bleibt die Versicherung während der ersten sechs Ur-
laubsmonate unverändert in Kraft, falls die Beiträge vom Mitarbeitenden und vom 
Arbeitgeber während der Dauer des Urlaubs ungeschmälert geleistet werden. Ab 
dem 7. Monat wird nur die Risikoversicherung weitergeführt; die versicherte Per-
son schuldet die Mitarbeitenden- und Arbeitgeberzusatzbeiträge gemäss Vorsor-
geplan sowie die allfälligen Mitarbeitenden- und Arbeitgebersanierungsbeiträge 
gemäss Art. 34 Abs. 4. Fallen die Beiträge aus, besteht der Versicherungsschutz 
noch während des ersten Monats nach Beendigung der Beitragszahlung weiter. 
Nach Ablauf dieser Frist gelten die Bestimmungen von Abs. 4. 

Art. 4 Externe Mitgliedschaft 

Externe Mit-
gliedschaft 

1 Der Versicherte, der aufgrund der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
durch den Arbeitgeber aus der Versicherungspflicht erlischt, kann seine 
berufliche Vorsorge aufrechterhalten, sofern er nicht bei einem anderen Ar-
beitgeber angestellt ist.  
2 Erfolgte die Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor Vollendung des 55. 
Altersjahres, darf die Dauer der Weiterversicherung zwei Jahre nicht über-
schreiten.  
3 Der Versicherte zahlt alle Beiträge (versicherter Teil und Arbeitgeberteil 
im Sinne von Artikel 9) zur Deckung der Risiken Tod und Invalidität sowie 
der Verwaltungskosten. Er kann seine Altersvorsorge auch durch Zahlung 
der entsprechenden Beiträge weiter erhöhen.  
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4 Der Versicherte kann sich entscheiden, für einen niedrigeren versicherten 
Lohn als seinen letzten versicherten Lohn vor Beginn der Weiterversiche-
rung versichert zu sein und damit Beiträge nach Absatz 3 auf diesen Lohn 
zu zahlen. Der für die Berechnung des versicherten Lohnes für die Absi-
cherung der Risiken Tod und Invalidität zugrunde gelegte Jahreslohn („Ver-
sicherter Jahreslohn Risiko“) muss mindestens demjenigen für die Berech-
nung des versicherten Lohnes für die Altersvorsorge zugrunde gelegten 
Jahreslohn („Versicherter Jahreslohn Sparen“) entsprechen.  
5 Die Versicherung endet mit Eintritt des Risikos Tod oder Invalidität oder 
mit Erreichen des ordentlichen Rücktrittsalters. Die Versicherung kann vom 
Versicherten jederzeit gekündigt werden; die Kündigung kann bei Nicht-
zahlung von Beiträgen durch die Vorsorgeeinrichtung erfolgen.  
6 Tritt die versicherte Person in eine neue Vorsorgeeinrichtung ein, endet 
die Versicherung, wenn mehr als zwei Drittel der Austrittsleistung für den 
Einkauf aller gesetzlichen Leistungen in der neuen Einrichtung benötigt 
werden.  
7 Wurde die Versicherung länger als zwei Jahre fortgeführt, werden die 
Leistungen in Form einer Rente ausbezahlt; ein Vorbezug oder eine Ver-
pfändung der Austrittsleistung für den Erwerb einer Wohnung für den Ei-
genbedarf ist nach zwei Jahren Fremdversicherung nicht mehr möglich. 
Vorbehalten bleiben lediglich die reglementarischen Bestimmungen über 
die Auszahlung von Leistungen in Kapitalform.  
8 Die Grundlage für den externen Anschluss muss ein schriftlicher Vertrag 
zwischen dem Versicherten und der Pensionskasse sein. Soweit sich aus 
diesem Vertrag nichts anderes ergibt, gelten diese Regeln auch für externe 
Mitglieder. 

Art. 5 Ärztliche Untersuchung, Gesundheitsvorbehalt 

Ärztliche Un-

tersuchung 

1 Der zu versichernde Mitarbeitende hat eine Gesundheitserklärung abzugeben. 
Aufgrund dieser Angaben kann die Pensionskasse verlangen, dass er sich auf 
ihre Kosten einer ärztlichen Untersuchung durch den Vertrauensarzt der Pensi-
onskasse unterzieht und dass zuhanden der Pensionskasse ein Gesundheits-
zeugnis ausgestellt wird.  

Vorbehalt  2 Zeigt die Untersuchung, dass ein erhöhtes Risiko vorliegt, kann der Stiftungsrat 
auf Empfehlung des Vertrauensarztes einen Gesundheitsvorbehalt für die Risiko-
leistungen anbringen, der jedoch während höchstens fünf Jahren ab Aufnahme in 
die Pensionskasse gilt. Tritt innerhalb dieser Vorbehaltsdauer ein Vorsorgefall ein, 
für dessen Ursache ein Vorbehalt bestand, werden die von der Pensionskasse 
auszurichtenden Risikoleistungen lebenslänglich auf die Mindestleistungen ge-
mäss BVG gekürzt. 

Bestehender 
Vorbehalt 

3 Ein Vorbehalt erstreckt sich nicht auf Vorsorgeleistungen, die mit der einge-
brachten Austrittsleistung erworben wurden, ausser er bestand bereits bei der 
früheren Vorsorgeeinrichtung. Die in der früheren Vorsorgeeinrichtung abgelau-
fene Vorbehaltsdauer wird angerechnet.  

Bestehendes 
Leiden 

4 Ereignet sich ein Vorsorgefall, bevor die ärztliche Untersuchung abgeschlossen 
wurde oder innert fünf Jahren nach einer falschen Gesundheitserklärung, welche 
zu keiner Untersuchung führte, kann die Pensionskasse allfällige Risikoleistungen 
auf die Mindestleistungen gemäss BVG beschränken, sofern der Vorsorgefall sich 
aus einer Krankheit oder Unfallfolgen ergibt, an denen der Mitarbeitende bereits 
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vor Antritt des Arbeitsverhältnisses litt oder für die er infolge früherer Leiden an-
fällig ist sowie im Falle von bestehenden Leiden. 

Vorbeste-

hende Arbeits-
unfähig-keit 

5 War der Mitarbeitende vor oder bei der Aufnahme in die Pensionskasse nicht 
voll arbeitsfähig – ohne wegen dieser Arbeitsunfähigkeit im Sinne des BVG teilin-
valid zu sein – und führt die Ursache dieser Arbeitsunfähigkeit zur Invalidität oder 
zum Tod, besteht kein Anspruch auf Risikoleistungen gemäss dem vorliegenden 
Reglement. War der Mitarbeitende bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit bei einer an-
deren Vorsorgeeinrichtung versichert, ist diese für die Erbringung der entspre-
chenden Leistungen zuständig. 

Art. 6 Alter, Pensionierungsalter 

Alter 1 Das Alter ergibt sich aus der Differenz zwischen dem laufenden Kalenderjahr 
und dem Geburtsjahr. 

Rücktrittsalter 2 Das Rücktrittsalter wird am Monatsersten nach Vollendung des 65. Altersjahrs 
erreicht. Eine vorzeitige oder aufgeschobene Pensionierung ist möglich. 

 

Art. 7 Beginn und Ende der Versicherung 

Beginn 1 Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Antritt des Arbeitsverhältnisses. 

Aufnahme 2 Die Aufnahme in die Vorversicherung (vgl. Art. 1 Abs. 3) erfolgt am 1. Januar 
nach Vollendung des 17. Altersjahrs, die Aufnahme in die Hauptversicherung am 
1. Januar nach Vollendung des 24. Altersjahrs. 

Ende 3 Die Versicherungspflicht endet mit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses oder 
der externen Mitgliedschaft, sofern und soweit kein Anspruch auf Vorsorgeleis-
tungen besteht. 

Nachdeckung 4 Für die Risiken Tod und Invalidität bleibt die aktive versicherte Person während 
eines Monats nach Auflösung des Vorsorgeverhältnisses versichert. Tritt sie vor-
her in ein neues Vorsorgeverhältnis ein, ist die neue Vorsorgeeinrichtung leis-
tungspflichtig. 

Art. 8 Versicherter Lohn 

Jahreslohn 1 Der Jahreslohn entspricht dem 13-fachen Monatslohn. Gelegentlich anfallende 
Lohnbestandteile wie Dienstaltersgeschenke, Aktienoptionen, Entschädigungen 
für Überzeitarbeit, Boni und Gewinnbeteiligungen werden nicht angerechnet. 

Für variable Lohnbestandteile (z. B. Verkaufsprovisionen, Zulagen für Schichtar-
beit oder Stand-By / Bereitschaftsdienst) entspricht der Jahreslohn dem Zielgeh-
alt. 

Koordinations-
betrag  

2 Der Koordinationsbetrag wird im Vorsorgeplan festgelegt. 

Versicherter 

Jahreslohn 
„Alter“ 

3 Der versicherte Jahreslohn „Alter“ wird im Vorsorgeplan festgelegt. 

Versicherter 

Jahreslohn 
„Risiko“ 

4 Der versicherte Jahreslohn „Risiko“ wird im Vorsorgeplan festgelegt. 

Unterjähriger 

Eintritt 

56 Der Jahreslohn wird für das ganze Jahr festgelegt. Bei unterjährigem Eintritt 
wird er auf ein Jahr umgerechnet. 
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Lohnanpas-

sungen  

7 Verringert sich der versicherte Lohn infolge von Krankheit, Unfall, Mutterschaft, 
Arbeitslosigkeit oder ähnlichen Umständen vorübergehend, bleibt der Jahreslohn 
mindestens für die Dauer der gesetzlichen Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebers 
gemäss Art. 324a OR oder des Mutterschaftsurlaubs gemäss zu Art. 329f OR. 
Der Versicherte kann jedoch eine Kürzung des versicherten Lohns verlangen.  

Für teilzeitbeschäftigte und teil-invalide Personen werden das Lohnmaximum, der 
Koordinationsbetrag und das Lohnminimum durch entsprechende Reduktion dem 
Grad der Beschäftigung bzw. der Erwerbsfähigkeit angepasst. 

Besitzstand 8 Im Einvernehmen zwischen dem Arbeitgeber und der versicherten Person 
kann bei einer Reduktion des versicherten Lohns der bisherige versicherte Jah-
reslohn beibehalten werden, sofern dieser den AHV-Lohn nicht übersteigt. Vo-
raussetzung dafür ist, dass die entsprechenden Beiträge (inkl. der Arbeitgeber-
beiträge) von der versicherten Person weiterhin entrichtet werden (vgl. Art. 9). 

Lohnanpas-
sung bei Inva-
lidität 

9 Wird eine versicherte Person im Sinne von Art. 16 teilweise invalid erklärt, wird 
die Vorsorge aufgeteilt in einen dem Invaliditätsgrad entsprechenden invaliden 
(passiven) Teil, für den keine Lohnanpassungen vorgenommen werden, und ei-
nen dem Grad der Erwerbsfähigkeit entsprechenden aktiven Teil, für den Lohn-
anpassungen nach den Bestimmungen dieses Artikels möglich sind. 

Lohnreduktion 
ab Alter 58 

10 Die aktive versicherte Person, deren Jahreslohn sich nach dem 58. Altersjahr 
um höchstens die Hälfte reduziert, kann schriftlich von der Pensionskasse verlan-
gen, dass ihre Vorsorge bis zu ihrer Pensionierung, aber längstens bis zum or-
dentlichen Pensionierungsalter, für den bisherigen versicherten Lohn weiterge-
führt wird. Der Teil des bisherigen versicherten Lohns, welcher freiwillig weiterver-
sichert wird, kann nicht erhöht, jedoch jederzeit reduziert werden. Der Mitarbei-
tende hat alle entsprechenden Beiträge zu entrichten (vgl. Art. 9). 

Die Weiterversicherung des bisherigen versicherten Jahreslohnes ist nicht mög-
lich, wenn die versicherte Person bereits Altersleistungen aus der Pensionskasse 
bezieht (Teilpensionierung). 
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B. Finanzierung 

Art. 9 Beiträge 

Beginn Bei-
tragspflicht 

1 Die Beitragspflicht für den Arbeitgeber und die versicherte Person beginnt mit 
dem Tag der Aufnahme in die Pensionskasse. 

Ende Beitrags-
pflicht 

2 Die Beitragspflicht endet 

a. mit dem Austritt aus der Pensionskasse, 

b. mit der Fälligkeit der gesamten Altersleistungen, 

c. am Ende des Todesmonats, 

d. mit Beendigung der Lohnfortzahlung oder Erschöpfung der Taggelder, 

spätestens aber mit Erreichen des Rücktrittsalters. 

Gesamtbeitrag 3 Der Gesamtbeitrag setzt sich aus den beiden folgenden Komponenten zusam-
men: 

a. Sparbeitrag 

b. Zusatzbeitrag  

Sparbeitrag 4 Mit den Sparbeiträgen wird das Sparkapital geäufnet. 

Zusatzbeitrag 5 Die Zusatzbeiträge werden verwendet zur Finanzierung:  

a.  der Risiken Tod und Invalidität sowie des Langlebigkeitsrisikos 

b.  der Beiträge an den Sicherheitsfonds; 

c.  der Verwaltungs- und der übrigen Kosten. 

Die Zusatzbeiträge werden bei der Auflösung des Arbeitsverhältnisses nicht zu-
rückerstattet. 

Beitragshöhe 6 Die Höhe der Beiträge des Arbeitgebers und der versicherten Person sowie die 
möglichen Sparbeitragsskalen werden im Vorsorgeplan festgelegt. 

Beitragsskala 

nach Versi-
chertenkreis 

7 Die Höhe der Beiträge des Arbeitgebers und der versicherten Person sowie die 
möglichen Sparbeitragsskalen sind unterschiedlich für versicherte Personen, die 
vor dem 31.3.2011 bzw. im Zusammenhang mit der EDS-Fusion per 1.1.2013 in 
die Pensionskasse eingetreten sind und versicherten Personen, die ab dem 
1.4.2011 eingetreten sind. 

Lohnabzüge 8 Der Arbeitgeber schuldet der Pensionskasse die gesamten Beiträge. Er zieht 
der versicherten Person deren Anteil vom Lohn ab. Die Beiträge sind monatlich 
zu bezahlen. Kommt der Arbeitgeber in Verzug, verlangt die Pensionskasse ei-
nen angemessenen Verzugszins. 

Beiträge auf 
den Teil des 
versicherten 

Lohns, wel-
cher freiwillig 
weiterversi-

chert wird  

9 Macht die aktive versicherte Person Gebrauch von Art. 8 Abs. 8 und 10, so hat 
sie auf dem freiwillig weiterversicherten Teil des bisherigen versicherten Lohns 
nebst den eigenen Spar- und Zusatzbeiträgen auch die Beiträge des Arbeitgebers 
gemäss Anhang 1 und die allfälligen Sanierungsbeiträge gemäss Art. 34 Abs. 4 
(den Anteil sowohl des Mitarbeitenden als auch des Arbeitgebers) zu bezahlen. 

Art. 10 Sparkapital 

Sparkapital 1 Das Sparkapital entspricht dem Saldo des Sparkontos (Abs. 2) plus dem Saldo 
des Sparkontos für die vorzeitige Pensionierung (Abs. 3). 

Sparkonto 2 Für jede versicherte Person wird bis zur Pensionierung ein individuelles Spar-
konto geführt. Dem individuellen Sparkonto werden gutgeschrieben: 

a.  die eingebrachten Austrittsleistungen; 

b. die jährlichen Altersgutschriften; 
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c.  Einkäufe gemäss Art. 11 Abs. 3; 

d. ein allfälliger Übertrag aus dem individuellen Sparkonto für die vorzeitige 
Pensionierung (Abs. 3); 

e. Rückzahlungen von Vorbezügen im Rahmen der Wohneigentumsförde-
rung; 

f. vom geschiedenen Ehegatten erhaltene Ausgleichszahlungen infolge 
Ehescheidung; 

g. Zinsen. 

Soweit sie nicht dem Sparkonto für die vorzeitige Pensionierung belastet werden 
können, werden dem individuellen Sparkonto belastet: 

a. Vorbezüge im Rahmen der Wohneigentumsförderung; 

b. Ausgleichszahlungen infolge Ehescheidung. 

Sparkonto für 

die vorzeitige 
Pensionierung 

3 Für jedes Mitglied, welches Einkäufe gemäss Art. 11 Abs. 4 und 5 tätigt, wird ein 
individuelles Sparkonto für die vorzeitige Pensionierung geführt. Dem Sparkonto 
für die vorzeitige Pensionierung werden gutgeschrieben: 

a. Einkäufe für die vorzeitige Pensionierung gemäss Art. 10 Abs. 4; 

b.  Einkäufe der AHV-Überbrückungsrente gemäss Art. 10 Abs. 5; 

c. Zinsen. 

Es werden dem Sparkonto für die vorzeitige Pensionierung belastet: 

a. Vorbezüge im Rahmen der Wohneigentumsförderung; 

b. Ausgleichszahlungen infolge Ehescheidung. 

Falls das individuelle Sparkonto (vgl. Abs. 2) einen tieferen Saldo ausweist als 
nötig für die maximalen Leistungen gemäss Anhang 3, wird, soweit nötig, Gutha-
ben vom individuellen Sparkonto für die vorzeitige Pensionierung auf das Spar-
konto übertragen.  

Alterskapital 4 Das Alterskapital entspricht dem Saldo des Sparkontos plus dem Saldo des 
Sparkontos für die vorzeitige Pensionierung, im Zeitpunkt der Pensionierung der 
versicherten Person.  

Zinssatz 5 Der Stiftungsrat legt mindestens jährlich, unter Berücksichtigung der finanziellen 
Lage der Pensionskasse und der allgemeinen Entwicklung der Anlagen, den Zins-
satz fest. Der BVG-Mindest-Zinssatz dient als Referenzgrösse. Der Stiftungsrat 
kann einen provisorischen Zinssatz bestimmen für Zahlungen während des Jah-
res (Vorsorgefälle, Austritte) und den definitiven Zinssatz am Ende des Jahres 
festlegen.  

Verzinsung 6 Der Zins wird auf dem Saldo der Sparkonti per Ende des Vorjahres berechnet 
und am Ende des laufenden Kalenderjahrs den Sparkonti gutgeschrieben. 

Pro rata Ver-
zinsung 

7 Wird eine Austrittsleistung eingebracht oder ein Einkauf getätigt, tritt ein Vorsor-
gefall ein oder tritt die aktive versicherte Person während des Jahrs aus der Pen-
sionskasse aus, wird der Zins pro rata temporis berechnet. 

Altersgut-
schriften bei 

Invalidität 

8 Bei Vollinvalidität werden die Altersgutschriften (vgl. Vorsorgeplan) bis zum Pen-
sionierungsalter auf Grund des letzten versicherten Lohns und der Skala „Stan-
dard“ dem Sparkonto gutgeschrieben. Bei Teilinvalidität wird das Sparkapital ent-
sprechend dem Invaliditätsgrad in einen invaliden (passiven) Teil und einen akti-
ven Teil aufgeteilt. Der invalide Teil wird wie für eine vollinvalide Person und der 
aktive Teil wie für eine aktive versicherte Person geführt. 
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Art. 11 Eintrittsleistung, Einkauf zusätzlicher Leistungen 

Eintrittsleistun-
gen 

1 Austrittsleistungen früherer Vorsorgeeinrichtungen, inkl. Gelder aus Freizügig-
keitskonti bzw. -depots oder Freizügigkeitspolicen, sind als Eintrittsleistung in die 
Pensionskasse einzubringen. Der gesamte Betrag wird per Überweisungsdatum 
dem persönlichen Sparkapital gutgeschrieben. Die Pensionskasse kann von der 
versicherten Person eine Bestätigung über die vollständige Überweisung sämtli-
cher Austrittsleistungen verlangen. 

Einkauf 2 Die eingebrachten Austrittsleistungen werden zum Einkauf in die Vorsorgeleis-
tungen verwendet. 

Einkauf in Ma-
ximalleistun-
gen  

3 Eine versicherte Person, die nicht die maximalen Leistungen erreicht, kann – 
unter Beachtung von Abs. 8 – vor Eintritt eines Vorsorgefalls jederzeit zusätzliche 
Vorsorgeleistungen einkaufen. Die Berechnung der möglichen Einkaufssumme 
kann dem Anhang entnommen werden (vgl. Anhang 3). Aktive Versicherte, die 
ihre Versicherung gemäss Art. 11 Abs. 8 über das Rücktrittsalter hinaus weiter-
führen, können sich während der Dauer der Weiterversicherung auf die maxima-
len Altersleistungen im Alter 65 gemäss der Tabelle in Anhang 3 einkaufen. 

Sonder-Spar-
konto Einkauf 

in die vorzei-
tige Pensionie-
rung 

4 Hat eine aktive versicherte Person die fehlenden Vorsorgeleistungen gemäss 
Abs. 3 vollständig eingekauft, kann sie zusätzlich die Rentenkürzung bei vorzeiti-
ger Pensionierung gemäss Anhang 4 finanzieren. Die Einzahlungen zur Finanzie-
rung der Rentenkürzung bei vorzeitiger Pensionierung werden dem Sonder-Spar-
konto Einkauf in die vorzeitige Pensionierung gutgeschrieben. Ab demjenigen 
Zeitpunkt, in welchem die Altersleistungen bei vorzeitiger Pensionierung, unter 
Berücksichtigung der Einzahlungen auf das Sonder-Sparkonto Einkauf in die vor-
zeitige Pensionierung, höher ausfallen würden als diejenigen im Rücktrittsalter 
ohne Einkauf, dürfen vom Arbeitgeber und der versicherten Person keine Spar-
beiträge mehr geleistet werden. Zudem darf das reglementarische Leistungsziel 
um höchstens 5% überschritten werden. 

Sonder-Spar-

konto Einkauf 
der AHV-Über-
brückungs-

rente 

5 Eine versicherte Person hat die Möglichkeit, die AHV-Überbrückungsrente oder 
Teile davon gemäss Tabelle in Anhang 5 vorzufinanzieren. Arbeitet die versi-
cherte Person über das vorzeitige Rücktrittsalter hinaus weiter, darf das regle-
mentarische Leistungsziel um höchstens 5% überschritten werden. 

Insgesamt ma-
ximal mögli-
cher Einkaufs-

betrag 

6 Der insgesamt maximal mögliche Einkaufsbetrag wird wie folgt berechnet:  

Ausgangspunkt bildet die Summe aus dem maximal möglichen Saldo des Spar-
kontos gemäss Anhang 3 und dem maximal möglichen Saldo des Sparkontos für 
die vorzeitige Pensionierung gemäss den Anhängen 4 und 5, basierend auf dem 
Alter, dem beabsichtigten vorzeitigen Pensionierungsalter  und dem versicherten 
Lohn der aktiven versicherten Person sowie auf der im Berechnungszeitpunkt gül-
tigen maximalen AHV-Altersrente. 

Von dieser maximalen Summe werden folgende Beträge abgezogen: 

a. der Saldo des Sparkontos der aktiven versicherten Person (Art. 10 Abs. 2); 

b. der Saldo des Sparkontos für die vorzeitige Pensionierung der aktiven ver-
sicherten Person (Art. 10 Abs. 3); 

c. allfällige nicht zurückbezahlte Vorbezüge im Rahmen der Wohneigen-
tumsförderung, falls die aktive versicherte Person das 62. Altersjahr voll-
endet hat; 

d. allfällige Freizügigkeitsguthaben, welche die aktive versicherte Person 
nicht in die Pensionskasse eingebracht hat sowie allfällige Guthaben der 
Säule 3a, die während der Zeit als Selbständigerwerbende geäufnet wur-
den, soweit sie den für in der 2. Säule versicherte Personen zugelassenen 
Höchstbetrag übersteigen. Die aktive versicherte Person hat gegenüber 
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der Pensionskasse schriftlich zu bestätigen, dass sie sämtliche Freizügig-
keitsguthaben und Guthaben der Säule 3a offengelegt hat.  

Tod oder Inva-

lidität vor der 
Pensionierung 

7 Einkäufe für die vorzeitige Pensionierung (Abs. 4) und der AHV-Überbrückungs-
rente (Abs. 5) werden dem individuellen Sparkonto für die vorzeitige Pensionie-
rung gemäss Art. 10 Abs. 3 gutgeschrieben. Im Todes- oder Invaliditätsfall vor der 
Pensionierung der aktiven versicherten Person wird der Saldo des Sparkontos für 
die vorzeitige Pensionierung als Invaliditätskapital der versicherten Person bzw. 
als zusätzliches Todesfallkapital den Hinterlassenen gemäss Art. 22 Abs. 2 aus-
bezahlt. Der teilinvaliden versicherten Person wird ein Teilinvaliditätskapital aus-
bezahlt.  

Weiterführung 

der Erwerbstä-
tigkeit nach 
dem beabsich-

tigten vorzeiti-
gen Pensio-
nierungsalter 

8 Bleibt die aktive versicherte Person über das beabsichtigte vorzeitige Pensionie-
rungsalter hinaus erwerbstätig, benötigt sie unter Umständen nicht alle gemäss 
Abs. 4 getätigten Einkäufe zum Auskauf der tatsächlichen Rentenkürzung 
und/oder nicht alle gemäss Abs. 5 getätigten Einkäufe zur Vorfinanzierung einer 
vollen AHV-Überbrückungsrente. Die für den einen Zweck nicht mehr benötigten 
Einkäufe können für den anderen Zweck verwendet werden, mit folgenden Ein-
schränkungen: 

a. Die AHV-Überbrückungsrente darf die maximale AHV-Altersrente nicht 
übersteigen. 

b. Die Altersrente im Zeitpunkt der effektiven Pensionierung (aus dem Saldo 
des Sparkontos und den Einkäufen für die vorzeitige Pensionierung ge-
mäss Abs. 4) darf 105% der Altersrente im ordentlichen Pensionierungs-
alter (aus dem Saldo des Sparkontos alleine) nicht übersteigen. 

Allfällige überschüssige Guthaben fallen an die Pensionskasse.  

Steuerliche 
Abzugsfähig-

keit 

9 Die steuerliche Abzugsfähigkeit des freiwilligen Einkaufs nach Abs. 3, 4 und 6 
ist von der versicherten Person bei den zuständigen Behörden selber abzuklären.  

Einschränkun-
gen 

10 Werden Einkäufe getätigt, dürfen die daraus resultierenden Leistungen inner-
halb der nächsten drei Jahre nicht in Kapitalform bezogen werden. Vorbehalten 
bleiben die Fälle des Rückkaufs von Leistungen nach Scheidung im Sinne von 
Artikel 25 Absatz 5 sowie die steuerlichen Bestimmungen. 

Wurden Vorbezüge für Wohneigentum getätigt, dürfen freiwillige Einkäufe erst 
vorgenommen werden, nachdem die Vorbezüge zurückbezahlt sind. Versicherte 
Personen, die einen Vorbezug für Wohneigentum getätigt haben, dürfen ab dem 
62. Altersjahr freiwillige Einkäufe leisten, soweit der Einkauf zusammen mit den 
Vorbezügen die reglementarisch maximal zulässigen Vorsorgeansprüche nicht 
überschreiten. 

Zuzüger aus 
dem Ausland 

11 Für Personen, die aus dem Ausland zuziehen und die noch nie einer Vorsorge-
einrichtung in der Schweiz angehört haben, darf in den ersten fünf Jahren nach 
Eintritt die jährliche Einkaufssumme 20% des versicherten Lohns nicht überstei-
gen.  

Arbeitgeberbe-

teiligung 

12 Der Arbeitgeber kann sich an einem Einkauf beteiligen.  

 
 

C. Leistungen im Alter 

Art. 12 Altersrente 

Anspruch 1 Mit Erreichen des Pensionierungsalters hat die versicherte Person Anspruch auf 
eine lebenslängliche Altersrente. Sie kann eine vorzeitige, eine aufgeschobene 
oder eine Teilpensionierung verlangen.  

Höhe 2 Die Höhe der jährlichen Altersrente ergibt sich aus dem vorhandenen Sparkapi-
tal gemäss Art. 10 (nach Abzug des notwendigen Kapitals zur Finanzierung einer 
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AHV-Überbrückungsrente) durch Umwandlung mit dem entsprechenden Um-
wandlungssatz gemäss Anhang 2.  

 

Ab dem 1. Januar 2016 wird die jährliche Altersrente auf die vierfache maximale 
AHV-Altersrente begrenzt (vgl. Beiblatt). Das Alterskapital (ohne das für die Fi-
nanzierung einer allfälligen AHV-Überbrückungsrente notwendige Kapital), wel-
ches den kapitalisierten Wert der vierfachen maximalen AHV-Altersrente über-
steigt, wird in Kapitalform ausgerichtet. Die Berechnung erfolgt zum Zeitpunkt der 
Pensionierung. 

Wenn eine versicherte Person die Rentenzahlung aufschiebt, werden die Rente 
und das verbleibende Alterskapital zu dem Zeitpunkt berechnet, an dem die Ren-
tenzahlungen beginnen. 

Vorzeitige 
Pensionierung 

3 Die vorzeitige Pensionierung muss 3 Monate im Voraus gemeldet werden und 
ist frühestens ab dem 58. Altersjahr möglich. Bei betrieblichen Restrukturierungen 
ist die vorzeitige Pensionierung ab dem 55. Altersjahr möglich und die Meldefrist 
beläuft sich für alle betroffenen Personen auf 2 Monate. 

Aufgeschobe-
ner Bezug der 

Altersrente 

4 Bei vorzeitiger Pensionierung kann die versicherte Person den Bezug der Alters-
rente aufschieben und das Alterskapital auf seinem Sparkonto höchstens bis zum 
Rücktrittsalter verzinslich zurückstellen lassen. Mit dem Aufschub des Rentenbe-
zugs erhöht sich der massgebende Umwandlungssatz. Derjenige Teil oder die 
Gesamtheit der Altersleistung, der bei einer vorzeitigen Pensionierung in Kapital-
form bezogen wird, kann nicht aufgeschoben werden. 

 

Ab dem 1. Januar 2016 wird die Begrenzung der jährlichen Altersrente gemäss 
Abs. 2 folgendermassen umgesetzt: Im Zeitpunkt der vorzeitigen Pensionierung 
wird das Sparkapital der aktiven versicherten Person (ohne das für die Finanzie-
rung einer allfälligen sofort beginnenden AHV-Überbrückungsrente notwendige 
Kapital) mittels Multiplikation mit dem im ordentlichen Pensionierungsalter gelten-
den Umwandlungssatz (vgl. Anhang 2) in eine theoretische Altersrente umgewan-
delt. Übersteigt die theoretische Altersrente die im Zeitpunkt der vorzeitigen Pen-
sionierung gültige vierfache maximale AHV-Altersrente, wird der kapitalisierte 
Wert des übersteigenden Teils im Zeitpunkt der vorzeitigen Pensionierung in Ka-
pitalform ausgerichtet. 

 

Die aktive versicherte Person muss der Pensionskasse vor dem Zeitpunkt ihrer 
vorzeitigen Pensionierung melden, dass sie den Bezug der Altersrente aufschie-
ben möchte. Während der Dauer des Aufschubs kann sie den Beginn der Ren-
tenauszahlung mit einer Frist von drei Monaten verlangen.  

 

Im Todesfall bei Aufschub der Pensionierung richten sich die Hinterlassenenleis-
tungen nach den Leistungen bei vorzeitiger Pensionierung im Zeitpunkt des To-
des. 

Steuerliche Bestimmungen bleiben vorbehalten. 
Weiterversi-

cherung über 
das Rücktritts-
alter 

5 Bleibt eine versicherte Person im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber über das 
Rücktrittsalter hinaus in einem Arbeitsverhältnis, werden die Spar- und die Zu-
satzbeiträge gemäss Anhang 2 weiterhin von der versicherten Person und vom 
Arbeitgeber entrichtet. Das Sparkapital wird gemäss Art. 9 weitergeführt und bei 
definitiver Beendigung des Arbeitsverhältnisses, spätestens im Alter 70, in eine 
Altersrente umgewandelt bzw. als Alterskapital gemäss Art. 12 bezogen. Es wird 
der gleiche Umwandlungssatz angewendet, der bei einer Pensionierung im Rück-
trittsalter gemäss Art. 5 Abs. 2 massgebend gewesen wäre (vgl. Anhang 6). 

 

Die Risikoversicherung endet mit Erreichen des Pensionierungsalters. Bei Ar-
beitsunfähigkeit wird das Arbeitsverhältnis nach den Bestimmungen des Arbeits-
vertrags aufgelöst und die Altersleistungen werden fällig. Im Todesfall ergeben 
sich die Hinterlassenenleistungen auf Basis der Altersrente im Zeitpunkt des To-
des. Ein Todesfallkapital gemäss Art. 22 Abs. 5 wird fällig.  
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Teilpensionie-

rung 

6 Bei teilweiser Erwerbsaufgabe in der Zeitperiode der vorzeitigen Pensionierung 
kann die versicherte Person eine entsprechende Teilpensionierung verlangen, so-
fern sich der Jahreslohn um mindestens einen Drittel reduziert. 

Invalidität und 
Pensionierung 

7 Wird eine versicherte Person nach der vorzeitigen Pensionierung oder Teilpen-
sionierung invalid, besteht kein Anspruch auf Invalidenleistungen, sondern es 
werden Altersleistungen ausgelöst. Während der Aufschubszeit sind keine Invali-
denleistungen geschuldet. Wird die versicherte Person in dieser Zeit invalid, wer-
den die Altersleistungen fällig.  

Tod bei Teil-
pensionierung  

8 Im Todesfall bei Teilpensionierung wird mit den nicht bezogenen (Teil-) Alters-
renten wie mit einem Todesfallkapital gemäss Art. 22 verfahren.  

Art. 13 Kapitalabfindung der Altersleistungen 

Kapitalbezug 1 Unter Vorbehalt der Bestimmungen gemäss Artikel 4, kann die aktive oder inva-
lide versicherte Person das Alterskapital anstelle der Altersrente ganz oder teil-
weise in Kapitalform beziehen. Jeder Bezug betrifft anteilsmässig das Altersgut-
haben gemäss BVG. Ein solcher Kapitalbezug führt zu einer entsprechenden Kür-
zung der Altersrente und der anwartschaftlichen Leistungen. Mit dem Bezug des 
Alterskapitals sind alle entsprechenden reglementarischen Ansprüche gegenüber 
der Pensionskasse abgegolten. Die AHV-Überbrückungsrente kann nicht in Kapi-
talform bezogen werden.  

Schriftliche Er-
klärung 

2 Ein entsprechender schriftlicher Antrag muss spätestens drei Monate vor Errei-
chen des Rücktrittsalters bzw. spätestens drei Monate vor einer allfälligen vorzei-
tigen Pensionierung eingereicht werden. Ein solcher Antrag kann bis spätestens 
drei Monate vor der Pensionierung widerrufen werden.  

Zustimmung 
des Ehegatten 

bzw. des ein-
getragenen 
Partners 

3 Der Antrag einer aktiven versicherten Person, die verheiratet ist bzw. in einge-
tragener Partnerschaft lebt, ist nur gültig, wenn der Ehegatte bzw. eingetragene 
Partner schriftlich zustimmt und dessen Unterschrift notariell beglaubigt oder auf 
eine andere Weise verifiziert worden sein. 

Steuerliche 

Folgen 

4 Hat die aktive versicherte Person weniger als drei Jahre vor ihrer Pensionierung 
noch Einkäufe gemäss Art. 11 Abs. 3–5 getätigt, so wird ihr empfohlen, vor der 
Einreichung eines Antrages die zuständige Steuerbehörde zu konsultieren und 
die steuerlichen Folgen eines Kapitalbezugs der Altersleistungen abzuklären. 

Auszahlung 5 Je nach Liquiditätslage kann die Pensionskasse die Kapitalauszahlung bis zu 
drei Monate nach der Pensionierung aufschieben. Vorausgesetzt, dass sie über 
alle nötigen Zahlungsangaben verfügt, richtet die Pensionskasse im Falle eines 
Zahlungsaufschubs einen Verzugszins aus ab dem ersten Tag nach der Pensio-
nierung der versicherten Person. 

Art. 14 AHV-Überbrückungsrente 

Anspruch 1 Eine aktive versicherte Person, die sich vorzeitig pensionieren lässt, kann die 
Ausrichtung einer AHV-Überbrückungsrente verlangen, sofern sie noch keinen 
Anspruch auf eine Rente der AHV hat. 

Beginn / Ende 2 Die AHV-Überbrückungsrente wird ab dem Zeitpunkt der vorzeitigen Pensionie-
rung bis zum ordentlichen AHV-Rentenalter (vgl. Beiblatt) oder bis zum allfällig 
früheren Tod ausgerichtet.  

Höhe 3 Die Höhe der AHV-Überbrückungsrente ist frei wählbar, darf jedoch die maxi-
male AHV-Altersrente zum Zeitpunkt der Pensionierung nicht übersteigen. 

Teil-pensionie-

rung 

4 Bei einer Teilpensionierung wird die, gegebenenfalls gemäss Abs. 1 und 3 be-
reits gekürzte, AHV-Überbrückungsrente proportional zum Pensionierungsgrad 
gekürzt. 
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Kürzung 5 Die AHV-Überbrückungsrente kann entweder mittels zusätzlicher Einkäufe ge-
mäss Anhang 5 oder durch eine Kürzung der Altersrente finanziert werden. Im 
letzteren Fall wird das Alterskapital um den versicherungstechnischen Wert der 
AHV-Überbrückungsrenten gekürzt. Das reduzierte Alterskapital führt zu einer 
tieferen Altersrente gemäss Art. 12 Abs. 2. Die mitversicherten laufenden und 
anwartschaftlichen Leistungen bemessen sich an der gekürzten Altersrente. 

  Stirbt der Bezüger einer AHV-Überbrückungsrente vor Erreichen des ordentlichen 
AHV-Rentenalters, so wird der Barwert der noch nicht ausbezahlten AHV-Über-
brückungsrenten den Hinterlassenen gemäss Art. 22 Abs. 2 ausgerichtet.  

Anpassung an 
AHV-Alters-
rente 

6 Die Überbrückungsrente wird bei einer allfälligen Erhöhung der AHV-Altersrente 
nicht erhöht.  

Art. 15 Pensionierten-Kinderrente 

Anspruch 1 Anspruch auf Pensionierten-Kinderrenten haben Bezüger einer Altersrente für 
jedes Kind, das bei ihrem Tod eine Waisenrente gemäss Art. 21 beanspruchen 
könnte. 

Beginn / Ende 2 Die Pensionierten-Kinderrente wird vom gleichen Zeitpunkt an ausgerichtet wie 
die Altersrente. Sie erlischt, wenn die zugrundeliegende Altersrente wegfällt, spä-
testens aber, wenn der Anspruch gemäss Abs. 1 endet. 

Höhe  3 Die Höhe der Pensionierten-Kinderrente wird im Vorsorgeplan festgelegt.  

Anspruch im 

Falle einer 
Scheidung 

4 Der Anspruch auf eine Pensionierten-Kinderrente, der zum Zeitpunkt der Eröff-
nung des Scheidungsverfahrens bereits bestand, bleibt von der Aufteilung der be-
ruflichen Altersversorge bei Scheidung unberührt. 
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D. Leistungen bei Invalidität 

Art. 16 Invalidenrente 

Anspruch 1 Anspruch auf eine Invalidenrente haben versicherte Personen, die im Sinne der 
IV zu mindestens 40% invalid sind, sofern sie bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit, 
deren Ursache zur Invalidität geführt hat, in der Pensionskasse versichert waren.  

IV-Grad 2 Wenn die versicherte Person eine Vollzeitbeschäftigung beim Arbeitgeber aus-
übt, entspricht der Invaliditätsgrad dem von der IV festgestellten Invaliditätsgrad. 
Im Falle einer Teilzeiterwerbstätigkeit berechnet die Pensionskasse den Grad der 
Behinderung und ist nicht an den von der IV festgelegten Grad der Behinderung 
für den aktiven Teil gebunden. 

Rentenabstu-
fung 

3 Der Grad der Rente ist der Prozentsatz des gemäss nachstehendem Absatz 6 
definierten Rentenbetrags, der entsprechend dem Invaliditätsgrad ausgerichtet 
wird. Die Rentenhöhe entspricht der Rentenhöhe im Sinne der IV. 

Beträgt der Invaliditätsgrad 70% oder mehr, wird eine volle Invalidenrente ausge-
richtet. Es besteht Anspruch auf eine Dreiviertelrente bei einem Grad von mindes-
tens 60%, auf eine halbe Rente bei einem Grad von mindestens 50% und auf eine 
Viertelrente bei einem Grad von mindestens 40%. Ein Invaliditätsgrad von weni-
ger als 40% begründet keinen Anspruch auf eine Invalidenrente. 

Beginn  4 Die temporäre Invalidenrente wird ausbezahlt ab Rentenbeginn der IV, frühes-
tens jedoch nach Beendigung der Lohnfortzahlung oder Erschöpfung allfälliger 
Taggeldansprüche aus der Lohnausfallversicherung. 

Ende 5 Die Invalidenrente wird während der Dauer der Erwerbsunfähigkeit, längstens 
jedoch bis zum Erreichen des Rücktrittsalters, bzw. bis zum Tod, ausgerichtet. 

Höhe 6 Die Höhe der jährlichen Invalidenrente wird im Vorsorgeplan festgelegt. 

Geburts-ge-
brechen 

7 Ist eine Person bei Beginn der Versicherung in der Pensionskasse infolge eines 
Geburtsgebrechens oder einer im Minderjährigenalter eingetretenen Invalidität zu 
mindestens 20% aber weniger als 40% arbeitsunfähig, besteht bezogen auf diese 
Ursachen für die Arbeitsunfähigkeit nur dann ein Anspruch auf Invalidenleistun-
gen, wenn die Arbeitsunfähigkeit während der Versicherungszeit auf über 40% 
angestiegen ist, und die Person zu mindestens 40% versichert war.  

Art. 17 Invaliden-Kinderrente 

Anspruch 1 Anspruch auf Invaliden-Kinderrenten haben Bezüger einer Invalidenrente für je-
des Kind, das bei ihrem Tod eine Waisenrente gemäss Art. 21 beanspruchen 
könnte. 

Beginn / Ende 2 Die Invaliden-Kinderrente wird vom gleichen Zeitpunkt an ausgerichtet wie die 
Invalidenrente. Sie erlischt, wenn die zugrundeliegende Invalidenrente endet, 
spätestens aber, wenn der Anspruch gemäss Abs. 1 endet. 

Höhe 3 Die Höhe der jährlichen vollen Invaliden-Kinderrente wird im Vorsorgeplan fest-
gelegt. 

Anspruch im 
Falle einer 

Scheidung 

4 Der Anspruch auf eine Invaliden-Kinderrente, der zum Zeitpunkt der Eröffnung 
des Scheidungsverfahrens bereits bestand, bleibt von der Aufteilung der berufli-
chen Altersversorge bei Scheidung unberührt. 
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E. Leistungen im Todesfall 

Art. 18 Ehegattenrente 

 
 Anspruch 1 Der überlebende Ehegatte einer verstorbenen versicherten Person oder eines 

Rentenbezügers hat Anspruch auf eine Ehegattenrente, sofern im Zeitpunkt des 
Todes eines der folgenden zwei Kriterien erfüllt ist: 

a. er muss für den Unterhalt eines oder mehrerer Kinder aufkommen oder 

b. er hat das 40. Altersjahr zurückgelegt und die Ehe hat mindestens drei 
Jahre gedauert. Die Dauer einer Partnerschaft gemäss Art. 19 wird an die 
Ehedauer angerechnet. 

Einmalige Ab-
findung 

2 Erfüllt der Ehegatte keine dieser Voraussetzungen, hat er Anspruch auf eine 
einmalige Abfindung in der Höhe von drei Ehegatten-Jahresrenten. 

Beginn / Ende 3 Der Anspruch auf Ehegattenrente beginnt mit dem ersten Monat, für den der 
Lohn bzw. die Rente der verstorbenen versicherten Person nicht mehr ausgerich-
tet wird. Er erlischt mit dem Tod des überlebenden Ehegatten. Bei Wiederverhei-
ratung des überlebenden Ehegatten erlischt sein Anspruch auf Ehegattenrente 
und er hat Anspruch auf eine Kapitalabfindung in der Höhe von drei Ehegatten-
Jahresrente.  

Höhe 4 Die Höhe der jährlichen Ehegattenrente beim Tod einer aktiven versicherten 
Person oder eines Bezügers einer Invalidenrente wird im Vorsorgeplan festgelegt. 

Stirbt eine aktive versicherte Person nach dem Pensionierungsalter, beläuft sich 
die jährliche Ehegattenrente auf 60% der Altersrente, welche der aktiven versi-
cherten Person im Zeitpunkt ihres Todes ausgerichtet worden wäre. 

Im Fall der aufgeschobenen Rentenzahlung oder der aufgeschobenen Pensionie-
rung sind Art. 12 Abs. 4 und 5 anwendbar.  

Beim Tod eines ordentlichen oder vorzeitigen Altersrentners beträgt die Ehegat-
tenrente 60% der laufenden Altersrente. 

Ehegatten-
rente bei Kapi-
talbezug der 
Altersrente 

5 Wurde beim Erreichen des Rücktrittsalters ein Teil der Altersrente in Kapitalform 
bezogen, wird nur auf dem verbleibenden Rententeil eine entsprechende Ehegat-
tenrente fällig. 

Renten-kür-
zungen 

6 Ist der überlebende Ehegatte mehr als zehn Jahre jünger als die versicherte 
Person und hat die Ehe weniger als 10 Jahre gedauert, wird die Ehegattenrente 
für jedes die Differenz von zehn Jahren übersteigende ganze Jahr um je 1.5% der 
vollen Ehegattenrente gekürzt. 

Erfolgt die Eheschliessung nach dem Rücktrittsalter, wird die Ehegattenrente wie 
folgt gekürzt: 

a. Eheschliessung während des 66. Altersjahrs: um 20% 

b. Eheschliessung während des 67. Altersjahrs: um 40% 

c. Eheschliessung während des 68. Altersjahrs: um 60% 

d. Eheschliessung während des 69. Altersjahrs: um 80% 

Erfolgt die Eheschliessung nach Vollendung des 69. Altersjahrs, besteht kein An-
spruch auf eine Ehegattenrente. 

Mindestleis-
tungen 

7 Der Anspruch auf die Ehegattenrente gemäss BVG-Minimum ist in jedem Fall 
gewahrt. 

Wiederverhei-
ratung 

8 Bei Wiederverheiratung des Ehegatten erlischt die Ehegattenrente, und es be-
steht Anspruch auf eine Kapitalabfindung in der Höhe von drei Ehegatten-Jahres-
renten. 
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Kapitalisierung 

der Ehegatten-
rente 

9 Die Ehegattenrente kann auch in Kapitalform bezogen werden. Der Kapitalwert 
entspricht dem versicherungstechnischen Barwert, höchstens aber dem 15-fa-
chen Betrag der jährlichen Ehegattenrente. Der hinterbliebene Ehegatte hat das 
entsprechende Gesuch innerhalb von 6 Monaten seit Anspruchsbeginn an den 
Stiftungsrat zu richten. Bereits ausbezahlte Renten werden beim Kapitalbezug an-
gerechnet. Mit dem Kapitalbezug sind alle reglementarischen Ansprüche – mit 
Ausnahme des Anspruchs auf Waisenrenten – abgegolten. 

Geburts-ge-
brechen 

10 Ist eine Person bei Beginn der Versicherung in der Pensionskasse infolge eines 
Geburtsgebrechens oder einer im Minderjährigenalter eingetretenen Invalidität zu 
mindestens 20% aber weniger als 40% arbeitsunfähig, besteht bezogen auf diese 
Ursachen für die Arbeitsunfähigkeit nur dann ein Anspruch auf Hinterlassenen-
leistungen, wenn die Arbeitsunfähigkeit während der Versicherungszeit auf über 
40% angestiegen ist und die Person zu mindestens 40% versichert war.  

Art. 19 Lebenspartnerrente 

Anspruch 1 Unter den sinngemäss gleichen Voraussetzungen und Kürzungsbestimmungen 
wie für die Ehegattenrente hat der von der versicherten Person bezeichnete Le-
benspartner (verschiedenen oder gleichen Geschlechts) Anspruch auf eine Hin-
terlassenenrente in der Höhe der Ehegattenrente (Artikel 18) bzw. auf eine ein-
malige Abfindung, sofern er kumulativ die folgenden Bedingungen erfüllt: 

a. die versicherte und die begünstigte Person sind unverheiratet und erfüllen 
die Bedingungen für eine Heirat gemäss Zivilgesetzbuch bzw. die Bedin-
gungen für eine eingetragene Partnerschaft gemäss dem Bundesgesetz 
über die eingetragene Partnerschaft, 

b. die versicherte Person der Pensionskasse zu Lebzeiten den anspruchs-
berechtigten Lebenspartner schriftlich mitgeteilt hat im Rahmen einer ge-
genseitigen Unterstützungsvereinbarung. 

c. die begünstigte Person noch keine Ehegatten- oder Lebenspartnerrente 
aus der beruflichen Vorsorge bezieht. 

d. der überlebende Lebenspartner 

- das 40. Altersjahr vollendet hat und mit der verstorbenen versicherten 
Person unmittelbar vor deren Tod während mindestens fünf Jahren eine 
Lebensgemeinschaft geführt hat; oder 

- für den Unterhalt eines oder mehrerer Kinder der verstorbenen ver-
sicherten Person aufkommen muss. 

Voraussetzun-

gen 

2 Die versicherte, beziehungsweise die begünstigte, Person hat die für die Abklä-
rung notwendigen Unterlagen einzureichen.  

Beweislast 3 Es liegt in der Verantwortung der Person, die einen Anspruch gegenüber der 
Pensionskasse geltend macht, nachzuweisen, dass sie die Bedingungen einer 
Partnerrente erfüllt. Als Beweismittel gelten insbesondere: 

a. für die Bedingungen gemäss Buchstabe a: Zivilstandsurkunden der beiden 
Partner; 

b. für die Lebensgemeinschaft: Wohnsitzbescheinigung oder schriftliche Ver-
einbarung, aus der der Wille zur gegenseitigen Unterstützung gemäss Ab-
satz 5 hervorgeht; 

c. für die Anwesenheit eines gemeinsamen Kindes: Familienbuch; 
d. für den Unterhalt des Kindes: Bescheinigung der zuständigen Behörde. 

Ende  4 Die Lebenspartnerrente endet mit der Verheiratung, mit dem Eintritt in eine 
neue Lebenspartnerschaft oder mit dem Tod des Rentenbezügers. 
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Beglaubigter 

Unterstüt-
zungsvertrag 

5 Die Pensionskasse verlangt einen zu Lebzeiten beider Lebenspartner unter-
schriebenen und notariell beglaubigten oder vor der Geschäftsführung unterzeich-
neten gegenseitigen Unterstützungsvertrag.  

Einmalige Ab-
findung 

6 Wurde ein beglaubigter Unterstützungsvertrag eingereicht und ist von den unter 
Abs. 1 aufgezählten Bedingungen lediglich Bestimmung d. nicht erfüllt hat der 
überlebende Lebenspartner Anspruch auf eine einmalige Abfindung in der Höhe 
von drei Lebenspartner-Jahresrenten. 

Art. 20 Rente für geschiedene Ehegatten 

Anspruch 1 Der überlebende geschiedene Ehegatte einer verstorbenen versicherten Person 
hat Anspruch auf eine Ehegattenrente, sofern, die Ehe mindestens zehn Jahre 
gedauert und ihm im Scheidungsurteil eine entsprechende Rente nach Artikel 
124e Absatz 1 oder Artikel 126 Absatz 1 ZGB zugesprochen wurde.  

Die Leistungen der Stiftung werden jedoch gekürzt, wenn sie zusammen mit de-
nen der AHV die Höhe der Ansprüche aus dem Scheidungsurteil übersteigen; die 
Kürzung ist auf die Höhe der Überschreitung begrenzt  
2 Die Auszahlung der Rente eines geschiedenen Ehegatten berührt nicht die 
Rechte des überlebenden Ehegatten oder des überlebenden Partners des ver-
storbenen Versicherten. 

Höhe 3 Die Leistung der Pensionskasse wird um jenen Betrag gekürzt, um den sie zu-
sammen mit den Hinterlassenenleistungen anderer Versicherungen, insbeson-
dere der AHV, den Anspruch aus dem Scheidungsurteil übersteigt. Die Rente an 
den geschiedenen Ehegatten ist auf die Rente für geschiedene Ehegatten ge-
mäss BVG-Minimum begrenzt, ausser wenn die verstorbene versicherte Person 
im Zeitpunkt der Scheidung bereits eine Invaliden- oder Altersrente bezogen 
hatte.  

Auflösung der 
eingetragenen 
Partnerschaft 

4 Die gerichtliche Auflösung der eingetragenen Partnerschaft ist der Scheidung 
gleichgestellt. Der vorliegende Artikel gilt entsprechend für die Ansprüche des 
ehemaligen eingetragenen Partners. 

Ende des An-

spruchs 

5 Der Rentenanspruch des geschiedenen Ehegatten erlischt am Ende des Mo-
nats, in dem der geschiedene Ehegatte stirbt oder wieder heiratet. 

Art. 21 Waisenrente 

Anspruch  1 Die Kinder einer verstorbenen versicherten Person oder eines Rentenbezügers 
haben Anspruch auf eine Waisenrente; Pflege- und Stiefkinder nur, wenn die ver-
storbene versicherte Person nachweislich für ihren Unterhalt aufzukommen hatte. 

Beginn / Ende 2 Der Anspruch entsteht mit dem Tode der versicherten Person, frühestens jedoch 
mit der Beendigung der Lohnfortzahlung. Er erlischt mit dem Tode oder mit Voll-
endung des 18. Altersjahrs der Waisen, mit Ausnahme der Sonderfälle gemäss 
Abs. 3. 

Sonderfälle 3 Waisenrenten werden auch nach Vollendung des 18. Altersjahrs, längstens aber 
bis zur Vollendung des 25. Altersjahrs ausbezahlt 

a. an Kinder, die noch in Ausbildung stehen,  

b. an invalide Kinder, die bei Vollendung des 18. Altersjahrs invalid sind, bis zur 
Erlangung der Erwerbsfähigkeit. Die Rente, auf die invalide Kinder Anspruch 
haben, wird unter Berücksichtigung des Invaliditätsgrads des Kinds (analoge 
Abstufung wie in Art. 16 Abs. 3) bemessen.  

Höhe 4 Die Höhe der jährlichen Waisenrente wird im Vorsorgeplan festgelegt.  
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Anspruch im 

Falle einer 
Scheidung 

5 Wenn die Rente für das Kind eines behinderten oder verstorbenen Rentners von 
der Aufteilung der betrieblichen Altersversorgung aufgrund einer Scheidung nicht 
betroffen ist, wird die Waisenrente auf der gleichen Grundlage berechnet. 

Art. 22 Todesfallkapital 

Anspruch  1 Stirbt eine versicherte Person vor dem Rücktrittsalter, besteht Anspruch auf ein 
Todesfallkapital.  

Verstirbt eine versicherte Person während der Dauer des Aufschubs der Alters-
rente gemäss Art. 12 Abs. 4 wird sie als pensioniert betrachtet und es wird kein 
Todesfallkapital fällig.  

Begünstigten-
ordnung 

2 Anspruchsberechtigt sind, unabhängig vom Erbrecht, die Hinterlassenen nach 
folgender Rangordnung (vorbehalten bleibt eine schriftliche Begünstigtenerklä-
rung gemäss Abs. 3): 

a) der Ehegatte bzw. eingetragene Partner, bei dessen Fehlen 

b) die Kinder, welche Anspruch auf eine Waisenrente nach Art. 21 haben; bei 
deren Fehlen  

c) Natürliche Personen, die von der versicherten Person zum Zeitpunkt ihres 
Todes massgeblich unterstützt wurden oder die Person, die die Voraus-
setzungen eines Partners gemäss Art. 19 erfüllen, bei deren Fehlen 

d) Die Kinder, sofern diese nicht schon unter Ziff. b fallen; die Eltern und Ge-
schwister. 

e) Die übrigen gesetzlichen Erben. 

Erklärung 3 Die aktive versicherte Person oder der Bezüger einer Invalidenrente kann in ei-
ner schriftlichen Erklärung zuhanden der Pensionskasse die Anspruchsberechtig-
ten einer Gruppe und den jeweiligen Anteil der Todesfallleistung angeben. 

Fehlen einer 

Erklärung 

4 Falls keine Erklärung über die Verteilung des Todesfallkapitals vorliegt, kommt 
die in Abs. 2 genannte Kaskade zur Anwendung. Wenn es mehrere Begünstigte 
gibt wird das Todesfallkapital zu gleichen Teilen ausgerichtet. 

Höhe 5 Für anspruchsberechtigte Personen der Gruppen a. – d. (Abs. 2) entspricht das 
Todesfallkapital dem Saldo des Sparkontos der verstorbenen Person gemäss Ar-
tikel 10 Absatz 2 abzüglich des versicherungsmathematischen Barwerts der Leis-
tungen gemäss Art. 18 – 20, jedoch mindestens 200% des letzten versicherten 
Lohns. 

Stirbt eine aktive versicherte Person nach Erreichen des Pensionierungsalters 
(aufgeschobene Pensionierung gemäss Art. 12 Abs. 5), entspricht das Todesfall-
kapital dem Saldo des Sparkontos der verstorbenen Person abzüglich des versi-
cherungsmathematischen Barwerts der Leistungen gemäss Art. 17 –19, jedoch 
mindestens Null. 

Bei der Personengruppe e entspricht das Todesfallkapital dem persönlichen Spar-
kapital, mindestens aber dem halben Sparkapital. Das Todesfallkapital der Per-
sonengruppe e wird gekürzt um den Barwert aller durch den Tod ausgelösten 
Renten und Abfindungen. 

Kapital für vor-
zeitige Pensio-
nierung 

6 Die Sparkapitalien der Sonder-Sparkonten „Einkauf vorzeitige Pensionierung“ 
und „Einkauf AHV-Überbrückungsrente“ gemäss Art. 10 Abs. 3 wird als zusätzli-
ches Todesfallkapital ausgerichtet. 
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F. Austrittsleistungen 

Art. 23 Fälligkeit der Austrittsleistung 

Fälligkeit 1 Eine versicherte Person, deren Arbeitsverhältnis vor dem 58. Geburtstag aus 
einem anderen Grund als Invalidität oder Tod endet, hat Anspruch auf eine Frei-
zügigkeitsleistung. 
2 Die versicherte Person, deren Arbeitsverhältnis vor dem 1. Januar nach ihrem 
24. Geburtstag endet, kann nur diejenige Freizügigkeitsleistung geltend machen, 
die von einer früheren Vorsorgeeinrichtung eingebracht wurde. 
3 Eine versicherte Person, deren Arbeitsverhältnis nach dem 58. Geburtstag aus 
einem anderen Grund als Invalidität oder Tod endet, kann eine Freizügigkeitsleis-
tung verlangen, wenn diese an die Vorsorgeeinrichtung des neuen Arbeitgebers 
übertragen wird oder an eine Freizügigkeitseinrichtung, wenn er sich bei der ALV 
als arbeitssuchend meldet. 
4 Ebenso hat eine versicherte Person, deren Invalidenrente aufgrund der Senkung 
des Invaliditätsgrads gekürzt oder aufgehoben wird, Anspruch auf eine Austritts-
leistung am Ende der vorübergehenden Aufrechterhaltung der Versicherung nach 
Art. 26a Abs. 1 und 2 BVG. 

Verzugszins 5 Ab dem ersten Tag nach Austritt aus der Pensionskasse ist die Austrittsleistung 
mit dem BVG-Mindest-Zinssatz zu verzinsen. Überweist die Pensionskasse die 
fällige Austrittsleistung nicht innerhalb von 30 Tagen nachdem sie die notwendi-
gen Zahlungsinstruktionen erhalten hat, ist ab Ende dieser Frist ein Verzugszins 
zu zahlen. 

Art. 24 Höhe der Austrittsleistung 

Berechnungs-
arten 

1 Die Austrittsleistung wird gemäss Art. 15, 17 und 18 FZG berechnet. Sie ent-
spricht dem höchsten der folgenden nach Abs. 2, 3 und 4 berechneten Beträge.  

Sparkapital 2 Sparkapital gemäss Art. 15 FZG: Die Austrittsleistung entspricht dem am Aus-
trittstag vorhandenen Sparkapital. 

Mindestbetrag 3 Mindestbetrag gemäss Art. 17 FZG: Unter Vorbehalt von Art. 34 Abs. 4 entspricht 
die Austrittsleistung der Summe aus 

a. den eingebrachten Freizügigkeitsleistungen und Einkaufssummen samt 
Zinsen. Der Zinssatz entspricht dem BVG-Mindest-Zinssatz; sowie 

b. allen eingebrachten Beträgen infolge eines Ausgleichs bei Ehescheidung, 
Einkäufe zum Ausgleich der Aufteilung bei Ehescheidung, Einkäufe für 
vorzeitige Pensionierung; sowie entnommenen Beträgen im Zusammen-
hang mit der Förderung des Wohneigentums oder nach einer Scheidung; 
sowie 

c. den von der versicherten Person geleisteten Sparbeiträgen inkl. Zinsen, 
samt einem Zuschlag von 4% pro Altersjahr ab dem 20. Altersjahr, höchs-
tens aber von 100%. Der Zinssatz entspricht dem BVG-Mindest-Zinssatz. 
Die Sparbeiträge auf dem allfällig freiwillig weiterversicherten bisherigen 
versicherten Lohn gemäss Art. 8 Abs. 8 sind ausgenommen. 

BVG-Alters-
guthaben 

4 Altersguthaben gemäss Art. 18 FZG: Die Austrittsleistung entspricht dem am 
Austrittstag erworbenen Altersguthaben gemäss BVG. 

Beteiligung 

des Arbeitge-
bers am Ein-
kauf 

5 Der vom Arbeitgeber geleistete Teil einer Einkaufssumme wird beim Austritt von 
der Austrittsleistung abgezogen. Der Abzug vermindert sich mit jedem Beitrags-
jahr um einen Zehntel des vom Arbeitgeber geleisteten Betrags. Der nicht ver-
brauchte Teil fällt an die Arbeitgeberbeitragsreserve. 
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Art. 25 Verwendung der Austrittsleistung 

Neue Vorsor-
geeinrichtung 

1 Die Austrittsleistung wird der Vorsorgeeinrichtung des neuen Arbeitgebers über-
wiesen. 

Freizügigkeits-
konto/-police 

2 Aktive versicherte Personen, die nicht in eine neue Vorsorgeeinrichtung eintre-
ten, haben der Pensionskasse mitzuteilen, in welcher Form sie den Vorsorge-
schutz erhalten wollen:  

a. Eröffnung eines Freizügigkeitskontos; oder 

b. Errichtung einer Freizügigkeitspolice. 

Mitteilungs-
pflicht 

3 Bleibt eine Mitteilung aus, so wird die Austrittsleistung frühestens sechs Monate, 
spätestens aber zwei Jahre nach dem Freizügigkeitsfall samt Zins der Auffangein-
richtung überwiesen. 

Barauszah-
lung 

4 Auf Verlangen der aktiven versicherten Person wird die Austrittsleistung bar aus-
bezahlt, wenn  

a.  sie die Schweiz endgültig verlässt und nicht Wohnsitz in Liechtenstein hat;  

b. sie eine selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt und der obligatorischen be-
ruflichen Vorsorge nicht mehr untersteht;  

c. die Austrittsleistung weniger als ihr Jahresbeitrag beträgt. 

Eine Barauszahlung ist nicht zulässig, wenn die versicherte Person die Schweiz 
endgültig verlässt, um in Liechtenstein zu wohnen.  

Die Barauszahlung des vorhandenen Altersguthabens gemäss BVG-Minimum ist 
unzulässig, wenn die aktive versicherte Person nach den Rechtsvorschriften ei-
nes Mitgliedstaats der Europäischen Union oder nach den isländischen oder nor-
wegischen Rechtsvorschriften für die Risiken Alter, Tod und Invalidität weiterhin 
obligatorisch versichert bleibt. Die Barauszahlung des übrigen Sparkapitals (nach 
Abzug des Altersguthabens gemäss BVG-Minimum) kann ganz oder teilweise 
verlangt werden. 

Unterschrift 
des Ehegatten 
bzw. eingetra-

genen Part-
ners 

5 Falls die austretende aktive versicherte Person verheiratet ist oder in eingetra-
gener Partnerschaft lebt, ist die Barauszahlung nur zulässig, wenn der Ehegatte 
bzw. eingetragene Partner schriftlich zustimmt. Die Unterschrift muss notariell be-
glaubigt oder auf eine andere Weise verifiziert worden sein. 
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G. Ehescheidung und Finanzierung von Wohneigentum 

Art. 26 Ehescheidung 

 
Grundsatz 1 Bei Scheidung werden die Austrittsleistung und die Vorsorgeanteile gemäss den 

Artikeln 122 bis 124 ZGB aufgeteilt  
Übertragung 2 Findet bei Ehescheidung ein Ausgleich des Vorsorgekapitals statt, so ist der zu 

übertragende Betrag im Verhältnis des Altersguthaben nach Art. 15 LPP dem üb-
rigen Vorsorgeguthaben anzurechnen. 

Scheidung 
und Pensio-

nierung 

3 Wenn ein Bezüger einer Altersrente Schuldner eines Vorsorgeausgleichs ist, 
zahlt die Pensionskasse dem geschiedenen Ehegatten den vom Gericht gewähr-
ten, in eine lebenslänglich ausgerichtete Rente umgewandelten Teil der Rente 
oder zahlt den Rentenanteil an seine Vorsorgeeinrichtung. Die Altersrente des 

Versicherten reduziert sich entsprechend. 
Informtions-
pflicht 

4 Der Anspruch auf eine Scheidungsrente oder die Verpflichtung zur Zahlung einer 
solchen Rente sind der Pensionskasse mitzuteilen. Der geschiedene Ehegatte 
muss die Pensionskasse des Ehegatten bis zum 15. November über jede Ände-
rung der Altersrente oder der Freizügigkeitseinrichtung informieren. Informiert der 
geschiedene Ehegatte die Pensionskasse nicht über diese Änderung, so zahlt 
diese spätestens sechs Monate und spätestens zwei Jahre nach Fälligkeit den 

Betrag an das Ersatzinstitut. 
Wiedereinkauf 5 Die aktive versicherte Person kann sich im Rahmen der übertragenen Austritts-

leistung wieder einkaufen. Das Sparkapital wird um den entsprechenden Betrag 
erhöht. 

Art. 27 Vorbezug oder Verpfändung zur Finanzierung von Wohneigentum 

Vorbezug, 
Verpfändung 

1 Unter Vorbehalt der Bestimmungen von Artikel 4 kann eine aktive versicherte 
Person alle fünf Jahre, spätestens aber bis zur Vollendung des 62. Altersjahrs, 
einen Betrag (mindestens CHF 20'000) für Wohneigentum zum eigenen Bedarf 
(Erwerb oder Erstellung von Wohneigentum, Beteiligungen an Wohneigentum 
oder Rückzahlung von Hypothekardarlehen) geltend machen. Als Eigenbedarf gilt 
die Nutzung durch die aktive versicherte Person an ihrem Wohnsitz oder an ihrem 
gewöhnlichen Aufenthaltsort. Sie kann aber auch für denselben Zweck diesen Be-
trag oder ihren Anspruch auf Vorsorgeleistung verpfänden. 

Höhe 2 Die aktive versicherte Person darf bis zur Vollendung des 50. Altersjahrs einen 
Betrag bis zur Höhe ihrer Austrittsleistung beziehen oder verpfänden. Hat sie das 
50. Altersjahr überschritten, darf sie höchstens die Austrittsleistung, auf die sie im 
50. Altersjahr Anspruch gehabt hätte oder die Hälfte der Austrittsleistung im Zeit-
punkt des Vorbezugs, in Anspruch nehmen.  

Informations-

pflicht 

3 Die aktive versicherte Person kann schriftlich Auskunft verlangen über den Be-
trag, der ihr für das Wohneigentum zur Verfügung steht, und die Leistungskür-
zung, die mit einem solchen Bezug verbunden ist. Die Pensionskasse macht die 
aktive versicherte Person auf die Möglichkeit zum Abschluss einer Zusatzversi-
cherung zur Risikodeckung der entstehenden Vorsorgelücken und auf die Steu-
erpflicht aufmerksam.  

Unterlagen 4 Macht die aktive versicherte Person vom Vorbezug oder der Verpfändung Ge-
brauch, hat sie alle vertraglichen Unterlagen über den Erwerb oder die Erstellung 
von Wohneigentum, die Beteiligung an Wohneigentum oder die Rückzahlung von 
Hypothekardarlehen vorzulegen. Bei in eingetragener Partnerschaft lebenden 
oder verheirateten versicherten Personen ist zusätzlich die schriftliche Zustim-
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mung des Ehegatten bzw. des eingetragenen Partners erforderlich. Die Unter-
schrift des Ehegatten bzw. eingetragenen Partners muss notariell beglaubigt oder 
auf eine andere Weise verifiziert worden sein. 

Freiwillige 
Rückzahlung 

5 Die aktive versicherte Person kann den vorbezogenen Betrag ganz oder teil-
weise zurückbezahlen (Mindestbetrag CHF 10'000).  

Zwingende 
Rückzahlung 

6 Wird das Wohneigentum veräussert oder werden Rechte an diesem eingeräumt, 
die wirtschaftlich einer Veräusserung gleichkommen, muss die versicherte Person 
den Vorbezug zurückbezahlen. Die Rückzahlungspflicht entfällt sobald die versi-
cherte Person das 62. Altersjahr vollendet hat.  

Prioritäten 7 Wird die Liquidität der Pensionskasse durch Vorbezüge gefährdet, so kann der 
Stiftungsrat die Erledigung der entsprechenden Gesuche aufschieben. Er legt in 
diesem Fall eine Prioritätenordnung für die Behandlung der Gesuche fest.  

Unterdeckung 8 Die Pensionskasse kann bei Unterdeckung die Auszahlung des Vorbezugs be-
tragsmässig einschränken und aufschieben oder ganz verweigern, wenn der Vor-
bezug der Rückzahlung von Hypothekardarlehen dient. Sie informiert die aktive 
versicherte Person über die Dauer und das Ausmass der Massnahme.  

Kosten 9 Die Pensionskasse kann von der aktiven versicherten Person für die Behandlung 
des Gesuchs um Vorbezug bzw. Verpfändung eine Entschädigung für den Ver-
waltungsaufwand verlangen, sofern der Aufwand das übliche Mass übersteigt. Die 
Höhe der Kosten ist auf Anfrage bekannt zu geben.  

Auswirkungen 10 Ein Vorbezug oder eine Pfandverwertung führen zu einer Kürzung des Sparka-
pitals und gegebenenfalls auch zu einer Kürzung der Risikoleistungen. Auf 
Wunsch der aktiven versicherten Person vermittelt ihr die Pensionskasse eine Zu-
satzversicherung. 

Kürzung des 
Sparkapitals 

11 Das Sparkapital und das Altersguthaben gemäss BVG-Minimum werden an-
teilsmässig gekürzt. 

Zusatzinfor-
mationen, ge-
setzliche Best-

immungen 

12 Die Pensionskasse stellt ein Merkblatt mit zusätzlichen Informationen zur Ver-
fügung.  

Im Übrigen gelten die Bestimmungen von Art. 30a ff. BVG und der Verordnung 
über die Wohneigentumsförderung mit Mitteln der beruflichen Vorsorge (WEFV). 
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H. Weitere Bestimmungen über die Leistungen 

Art. 28 Leistungskoordination 

Leistungskür-
zungen 

1 Die reglementarischen Invaliden- und Hinterlassenenleistungen werden gekürzt, 
soweit sie zusammen mit anderen anrechenbaren Einkünften 90% des letzten vor 
Eintritt des Vorsorgefalls erzielten Jahreslohns übersteigen. Die Mindestleistun-
gen gemäss BVG werden ebenfalls gekürzt, soweit sie 90% des mutmasslich ent-
gangenen Verdienstes übersteigen. Als anrechenbare Einkünfte gelten Leistun-
gen:  

a. der AHV/IV; 

b. der obligatorischen Unfallversicherung; 

c. der Militärversicherung; 

d. in- und ausländischer Sozialversicherungen; 

e. einer Versicherung (Kranken- oder Unfalltaggeld), an welche der Ar-
beitgeber oder an seiner Stelle eine Pensionskasse mindestens 50% 
der Prämien bezahlt hat; 

f. anderer Vorsorgeeinrichtungen; 

g. von Freizügigkeitseinrichtungen (Freizügigkeitspolicen und -konten). 

Nicht als Leistungen und Einkommen angesehen werden: 

a. Entschädigungen für Hilflosigkeit, Integritätsprämien, einmalige Ent-
schädigungen, Unterstützungsbeiträge und andere ähnliche Leistun-
gen; 

b. das zusätzliche Einkommen, das während der Durchführung einer 
neuen IV-Rehabilitationsmaßnahme erzielt wurde. 

Das weiterhin erzielte oder zumutbarerweise noch erzielbare Erwerbs- oder Er-
satzeinkommen von invaliden Personen kann ebenfalls angerechnet werden. All-
fällige Kapitalleistungen werden in versicherungstechnisch gleichwertige Renten 
umgerechnet. 

Bei der Bestimmung des zumutbarerweise noch erzielbaren Einkommens wird auf 
das Invalideneinkommen gemäss IV-Einschätzung abgestellt. Eine Anpassung 
des anrechenbaren Betrags erfolgt bei Revisionen durch die IV.  

Bei Erreichen des ordentlichen Renteneintrittsalters können die Leistungen der 
Pensionskasse nur gekürzt werden, wenn sie in Konkurrenz zu Leistungen der 
Unfallversicherung, der Militärversicherung oder einer vergleichbaren Auslands-
versicherung stehen. Die Pensionskasse kann ihre Leistungen insoweit kürzen, 
als sie zusammen mit dem übrigen steuerpflichtigen Einkommen 90% des mass-
geblichen Gehalts übersteigt, das der Versicherte unmittelbar vor dem normalen 
Rentenalter erzielt hätte. 

Reduziert die Unfallversicherung oder die Militärversicherung ihre Leistungen 
nach Art. 20 Abs. 2ter und 2quater LAG und Art. 47 Abs. 1 GwG bei Erreichen 
des BVG-Rentenalters, so ist die Pensionskasse ist nicht verpflichtet die Reduzie-
rung auszugleichen. 

Sobald der Pensionskasse der Entscheid der IV-Stelle bekannt wird, die Zahlung 
der Invalidenrente nach Art. 52a LPGA auszusetzen, setzt die Stiftung diese eben-
falls vorläufig aus. 

Hat die aktive versicherte Person trotz einer Lohnreduktion nach dem 58. Alters-
jahr ihren bisherigen versicherten Lohn gemäss Art. 8 Abs. 10 weiterversichert, 
entspricht ihr letzter vor Eintritt des Vorsorgefalls erzielter Jahreslohn dem erziel-
ten Jahreslohn vor der Lohnreduktion.  
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Anrechenbare 

Leistungen 

2 Die Waisenrenten sowie die Renten des überlebenden Ehegatten bzw. des ein-
getragenen Partners oder Lebenspartners werden zusammengerechnet. Wenn 
die Leistungen gekürzt werden müssen, werden alle Renten anteilsmässig ge-
kürzt. Hilflosen- und Integritätsentschädigungen und ähnliche Leistungen werden 
nicht angerechnet. 

Koordination 

mit Unfall- und 
Militärversi-
cherung 

3 Verweigert oder kürzt die Unfallversicherung oder die Militärversicherung ihre 
Leistungen, weil der Versicherungsfall auf einem schwerwiegenden Verschulden 
des Versicherten beruht, so ersetzt die Pensionskasse die Verweigerung oder 
Kürzung nicht. 

Stichtag 4 Massgebend für die Berechnung der Pensionskassenleistungen ist der Zeitpunkt 
des Anspruchs auf Invalidenleistungen bzw. der Todeszeitpunkt. Spätere Renten-
erhöhungen (Teuerungsanpassung) von Sozialversicherern führen nicht zu einer 
Kürzung einer bereits laufenden Rente. Bei Herabsetzung oder Wegfall der Rente 
einer Sozialversicherung und bei Änderung des IV-Grades des Bezügers einer 
Invalidenrente werden die reglementarischen Leistungen hingegen neu berech-
net. 

Abtretungs-

pflicht 

5 Die Pensionskasse kann von den Anspruchsberechtigten auf Hinterlassenen- 
oder Invalidenleistungen verlangen, dass sie ihr die Forderungen gegen haft-
pflichtige Dritte bis zur Höhe ihrer Leistungspflicht abtreten. In diesem Umfang 
steht der Pensionskasse ein Rückgriffsrecht auf den haftpflichtigen Dritten zu. 
Treten die versicherte Person oder ihre Hinterlassenen der Pensionskasse die 
Forderungen nicht ab, ist die Pensionskasse berechtigt, ihre Leistungen im Um-
fang der ihr mutmasslich entgehenden Drittleistungen zu kürzen. 

Subrogation  6 Gegenüber Dritten, die für den Tod oder die Invalidität haften, tritt die Pensions-
kasse im Zeitpunkt des Vorsorgefalls bis auf die Höhe der BVG-Mindestleistungen 
in die Ansprüche der versicherten Person, ihrer Hinterlassenen und der weiteren 
Begünstigten gemäss diesem Reglement ein. Die Einzelheiten sind in Art. 27 BVV 
2 geregelt. 

Zusätzliche 
Kürzungen 

7 Kürzt, entzieht oder verweigert die AHV/IV eine Leistung weil die Anspruchsbe-
rechtigten den Tod oder die Invalidität grobfahrlässig herbeigeführt haben oder 
die versicherte Person sich Eingliederungsmassnahmen der IV widersetzt, kann 
die Pensionskasse ihre Leistungen im selben Verhältnis kürzen. Kürzt die Unfall- 
oder die Militärversicherung ihre Leistungen, kann die Pensionskasse ihre über-
obligatorischen Leistungen ebenfalls kürzen. 

Scheidung 8 Die Pensionskasse kann die Austrittsleistung und die Altersrente nach Art. 19g 
FZG kürzen, wenn der Vorsorgefall nach dem Beginn des Scheidungsverfahrens 
und vor dem Scheidungsurteil eintritt. 

Härtefälle 9 In Härtefällen oder bei fortschreitender Teuerung kann der Stiftungsrat eine Ren-
tenkürzung mildern oder ganz aufheben. 

Art. 29 Abtretung, Verpfändung und Verrechnung 

Abtretung, 

Verpfändung 

1 Der Leistungsanspruch kann vor Fälligkeit weder verpfändet noch abgetreten 
werden. Vorbehalten bleibt Art. 27. 

Verrechnung 2 Der Leistungsanspruch darf mit Forderungen, welche der Arbeitgeber der Pen-
sionskasse abgetreten hat, nur verrechnet werden, wenn sie sich auf reglemen-
tarische Beiträge beziehen, die der versicherten Person nicht vom Lohn abgezo-
gen worden sind. 
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Art. 30 Teuerungsanpassung der laufenden Renten 

Rentenanpas-
sung 

1 Eine allfällige Anpassung der laufenden Renten an die Teuerung wird vom Stif-
tungsrat unter Berücksichtigung der finanziellen Möglichkeiten der Pensionskasse 
jährlich geprüft.  

BVG-Min-
destrenten 

2 Die BVG-Mindestleistungen für Invaliden- und Hinterlassenenrenten, deren 
Laufzeit drei Jahre überschritten hat, werden bis zum BVG-Rücktrittsalter nach 
Anordnung des Schweizer Bundesrates der Preisentwicklung angepasst. Über die 
Anpassung der BVG-Mindestleistungen über das BVG-Rücktrittsalter hinaus ent-
scheidet der Stiftungsrat nach Massgabe der verfügbaren finanziellen Mittel. Die 
Teuerungsanpassung gilt als abgegolten, wenn und solange die Leistungen nach 
diesem Reglement die BVG-Mindestleistungen übersteigen. 

Jahresrech-
nung 

3 Die Pensionskasse erläutert in ihrer Jahresrechnung oder in ihrem Jahresbericht 
die Beschlüsse nach Abs. 1.  

Art. 31 Gemeinsame Bestimmungen 

Auszahlung 

der Leistungen 

1 Die Leistungen der Pensionskasse sind zahlbar: 

a. Renten: monatlich, spätestens bis zum 10. des laufenden Monats; 
b. das Kapital: innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit, frühestens jedoch, 

wenn die Begünstigten mit Sicherheit bekannt sind; 
c. Freizügigkeitsleistung: bei Austritt. 

 2 Für die Scheidungsrente gelten folgende Bestimmungen: 

a. Die Scheidungsrente wird mindestens einmal jährlich bis zum 15. Dezem-
ber an die Vorsorgeeinrichtung oder FreizügigkeitsPensionskasse des 
Rentenempfängers gezahlt. Ein Anspruch auf Zahlung während des Jahres 
aufgrund von Alter, Behinderung oder Tod des geschiedenen Ehegatten 
wird von Beginn des Jahres bis zur Entstehung des Anspruchs pro rata 
temporis berechnet; 

b. Auf Antrag des geschiedenen Ehegatten vor der ersten Auszahlung der 
Scheidungsrente wird eine einmalige Kapitalzahlung geleistet; 

c. Im Falle des Anspruchs auf eine volle Invalidenrente oder ab dem Zeit-
punkt, an dem der geschiedene Ehegatte das gesetzliche Mindestalter für 
die vorzeitige Pensionierung erreicht, kann die Scheidungsrente auf seinen 
Antrag in bar ausgezahlt werden. 

d. Sobald das ordentliche BVG-Rentenalter erreicht ist, wird die Scheidungs-
rente in bar an den geschiedenen Ehegatten ausgezahlt. Der geschiedene 
Ehegatte des Gläubigers kann jedoch die Fortsetzung der Zahlung an seine 
Pensionskasse verlangen, wenn er noch einen Einkauf nach den Vorschrif-
ten dieser Einrichtung vornehmen kann; 

e. Die jährlich gezahlte Scheidungsrente wird mit der Hälfte des für das be-
treffende Jahr geltenden Zinssatzes verzinst. 

Verzugszins 3 Ein Verzugszins ist fällig: 

a. im Falle der Zahlung von Renten ab dem Tag der Klage. Der Zinssatz ent-
spricht dem BVG-Mindestsatz; 

b. im Falle der Zahlung eines Kapitals ab dem Tag der Fälligkeit. Der Zins-
satz entspricht dem BVG-Mindestsatz; 

c. bei Auszahlung der Freizügigkeitsleistung am Ende von 30 Tagen nach 
Erhalt aller erforderlichen Auskünfte, frühestens jedoch 30 Tage nach Aus-
tritt; Der Zinssatz entspricht dem um ein Prozent erhöhten BVG-Mindest-
satz. 
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Austritt und In-

validität oder 
Tod 

4 Ist die Pensionskasse verpflichtet, Leistungen bei Invalidität und Tod nach Über-
weisung der Freizügigkeitsleistung an die neue Vorsorgeeinrichtung oder Freizü-
gigkeitseinrichtung zu leisten, so fordert sie die Rückzahlung in dem Umfang an, 
der für die Gewährung von Invaliditäts- oder Hinterlassenenleistungen notwendig 
ist; Bei nicht erfolgter Rückerstattung reduziert die Pensionskasse ihre Leistungen 
entsprechend. 

Rückforderung 
zu Unrecht ge-

zahlter Leis-
tungen 

5 Die zu Unrecht gezahlten Leistungen können Gegenstand eines Rückerstat-
tungsanspruchs sein. Der Erstattungsanspruch erlischt ein Jahr nach Kenntnis-
nahme durch die berechtigte Vorsorgeeinrichtung, spätestens jedoch fünf Jahre 
nach Auszahlung der Leistung. Ergibt sich der Anspruch auf Erstattung aus einer 
Straftat, für die das Strafrecht eine längere Verjährungsfrist vorsieht, so ist diese 
Frist massgebend. 

Vorleistung 6 Ist oder war die versicherte Person zum Zeitpunkt der Entstehung des Leistungs-
anspruchs nicht Mitglied der Pensionskasse, wird die letzte Pensionskasse, bei 
der sie versichert war, vorläufig gehalten die Leistungen zu erbringen.  

Wenn die Vorsorgeeinrichtung, die zur Zahlung der Leistungen verpflichtet ist, 
feststeht, erstattet sie der Vorsorgeeinrichtung, die zur Vorauszahlung der geleis-
teten Vorschüsse verpflichtet ist, die Vorschüsse in dem Umfang, in dem sie den 
Leistungen entsprechen, die sie selbst erbracht hätte. Im Falle einer Leistungsvo-
rauszahlungspflicht sind diese auf das BVG-Minimum beschränkt. 

Mindestleis-

tungen 

7 Fallen die Leistungen gemäss Reglement tiefer aus als diejenigen gemäss BVG-
Minimum, sind letztere zu gewähren.  

Erlöschen des 

Rentenan-
spruchs 

8 Für den Monat, in dem der Anspruch erlischt, wird die Rente voll ausbezahlt. 

Kapitalabfin-

dung 

9 An Stelle der Rente wird eine gleichwertige Kapitalabfindung (Rentenkapitalisie-
rung) ausgerichtet, wenn die Alters- oder die Invalidenrente weniger als 10%, die 
Ehegattenrente weniger als 6% oder die Kinder-/Waisenrente weniger als 2% der 
minimalen AHV-Altersrente beträgt. 

Verjährung 10 Die Ansprüche auf das Rentenstammrecht verjähren nicht, sofern die versi-
cherte Person im Zeitpunkt des Vorsorgefalls die Pensionskasse nicht verlassen 
hat. Forderungen auf periodische Beiträge und Leistungen verjähren nach fünf, 
andere nach zehn Jahren. Die Artikel 129 – 142 des Obligationenrechts sind an-
wendbar. 

Leistungskür-
zung bei 
schwerwie-

gendem Fehl-
verhalten 

11 Wenn die AHV/IV Leistungen kürzt, zurückzieht oder verweigert, weil der Tod 
oder die Invalidität des Versicherten auf ein schwerwiegendes Verschulden des 
Versicherten zurückzuführen ist, oder weil sich die versicherte Person einer Wie-
dereingliederungsmassnahme der IV wiedersetzt, kann die Pensionskasse ihre 
Leistungen in gleichem Masse reduzieren. 

Erfüllungsort 12 Zahlungsort für die Leistungen der Pensionskasse ist der Sitz der Pensions-
kasse. Die Leistungen werden an die vom Anspruchsberechtigten mitgeteilte Ad-
resse in der Schweiz oder im Ausland überwiesen, in der Regel auf ein Bank- oder 
Postscheckkonto. Für sämtliche Auslandzahlungen übernimmt der Anspruchsbe-
rechtigte die Kosten und die Verantwortung.  
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I. Organisation, Information und finanzielles Gleichgewicht 

Art. 32 Leitungs-, Prüf- und Beratungsorgane der Pensionskasse 

 
Organe 1 Folgende Personen und Leitungsorgane sind für die ordnungsgemässe Abwick-

lung des Geschäftsverkehrs der Pensionskasse zuständig: 

a. Stiftungsrat; 

b.  Geschäftsstelle der Pensionskasse; 

c. Anlagekommission; 

d. Vermögensverwaltung; 

e. Bank / Depotstelle. 

Prüf- und Be-
ratungsorgane 

2 Folgende Personen bzw. Organe prüfen und beraten die Pensionskasse: 

a. Revisionsstelle; 

b. Experte für berufliche Vorsorge; 

d. Unabhängige Anlageberater. 

Organisations-
reglement, An-

lagereglement 

3 Die Aufgaben, Rechte und Pflichten des Stiftungsrates, der Geschäftsstelle der 
Pensionskasse, der Revisionsstelle und des Experten für berufliche Vorsorge sind 
in einem separaten Organisationsreglement umschrieben. Die Aufgaben, Rechte 
und Pflichten der Anlagekommission, der Vermögensverwaltung, der Bank / De-
potstelle sowie der unabhängigen Anlageberater sind in einem separaten Anlage-
reglement umschrieben. Diese separaten Reglemente können bei der Pensions-
kasse verlangt werden.  

Art. 33 Informations- und Auskunftspflicht 

Auskunfts-
pflicht 

1 Die versicherte Person und ihre Hinterlassenen haben der Pensionskasse wahr-
heitsgetreu Auskunft zu geben über ihre für die Versicherung und die Bemessung 
der Leistungen massgebenden Verhältnisse, insbesondere über: 

a. die Änderung des Invaliditätsgrades einer rentenberechtigten Person; 

b. den Tod eines Leistungsbezügers; 

c. den Abschluss der Ausbildung eines Kindes, für das eine Rente über das 
18. Altersjahr hinaus ausgerichtet wird; 

d. die Heirat einer Person, die eine Ehegatten- oder Lebenspartnerrente be-
zieht; 

e.  die Änderung des Zivilstandes einer versicherten Person. 

Rückforderung 2 Der Stiftungsrat kann zu Unrecht ausbezahlte Leistungen samt Zinsen zurück-
fordern, wenn eine versicherte Person oder ein Hinterlassener seiner Auskunfts-
pflicht nicht nachgekommen ist oder die Auskunft nicht wahrheitsgetreu war.  

Informations-

pflicht 

3 Die Pensionskasse orientiert die versicherten Personen jährlich über ihre Leis-
tungsansprüche, den versicherten Lohn, die Beiträge, den Saldo des individuellen 
Sparkontos, die Organisation und die Finanzierung der Pensionskasse sowie die 
Mitglieder des Stiftungsrats. 

Im Falle einer Scheidung teilt die Pensionskasse dem Versicherten oder dem 
Richter auf Verlangen die Informationen gemäss Artikel 24 FZG in Übereinstim-
mung mit Artikel 19k FZV mit. 
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Informationen 

auf Anfrage 

4 Auf Anfrage stellt die Pensionskasse den versicherten Personen die Jahresrech-
nung und den Jahresbericht zur Verfügung sowie Informationen über den Kapital-
ertrag, den versicherungstechnischen Risikoverlauf, die Verwaltungskosten, die 
Deckungskapitalberechnung, die Reservebildung und den Deckungsgrad. Den 
versicherten Personen steht jederzeit das Recht zu, dem Stiftungsrat mündlich 
oder schriftlich Anregungen, Vorschläge und Anträge, welche die Pensionskasse 
betreffen, zu unterbreiten.  

Art. 34 Finanzielles Gleichgewicht, Sanierungsmassnahmen bei Unterde-
ckung 

Versiche-
rungstechni-
sche Bilanz 

1 Ergibt die versicherungstechnische Bilanz eine Unterdeckung gemäss Art. 44 
BVV 2 und ist keine unmittelbare Verbesserung zu erwarten, ist das finanzielle 
Gleichgewicht der Pensionskasse durch geeignete Massnahmen (vgl. Abs. 4) 
wiederherzustellen.  

Unterdeckung 2 Eine zeitlich begrenzte Unterdeckung ist zulässig, wenn die Pensionskasse Mas-
snahmen ergreift, um die Unterdeckung in einer angemessenen Frist zu beheben. 

Information 3 Bei Unterdeckung muss die Pensionskasse die Aufsichtsbehörde, die aktiven 
versicherten Personen, die Rentenbezüger und den Arbeitgeber über das Aus-
mass und die Ursachen der Unterdeckung sowie über ergriffene Massnahmen 
informieren.  

Massnahmen 4 Die Pensionskasse muss die Unterdeckung selbst beheben, wobei die Mass-
nahmen dem Grad der Unterdeckung und dem Risikoprofil der Pensionskasse 
Rechnung tragen müssen. Folgende Massnahmen stehen grundsätzlich, im ge-
setzlich zulässigen Rahmen, zur Verfügung:  

a. Sanierungsbeiträge der Mitarbeitenden und des Arbeitgebers. Der Beitrag 
des Arbeitgebers muss mindestens gleich hoch sein wie die Summe der 
Beiträge der Mitarbeitenden; 

b. Sanierungsbeiträge der Rentenbezüger;  

c. Unterschreitung des BVG-Mindest-Zinssatzes;  

d. Sanierungseinlagen des Arbeitgebers. 

Die Sanierungsbeiträge des Mitarbeitenden werden bei der Berechnung der Min-
destaustrittsleistung gemäss Art. 24 Abs. 3 nicht berücksichtigt. Während der 
Dauer der Unterdeckung kann der Zinssatz zur Berechnung der Austrittsleistung 
gemäss Art. 24 Abs. 3 (Mindestbetrag) auf den Zinssatz, mit welchem die Sparka-
pitalien tatsächlich verzinst werden, reduziert werden. 
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J. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 35 Übergangsbestimmungen 

Per 30.6.2018 
laufende Ren-

ten 

1 Unter Vorbehalt von Art. 34 des vorliegenden Reglements werden die per 30. 
Juni 2018 laufenden Renten in unveränderter Höhe weiterhin ausgerichtet. Die 
Höhe der anwartschaftlichen Leistungen, die für sie massgebenden Anspruchs-
voraussetzungen und die Kürzung infolge Überversicherung oder aus anderen 
Gründen richten sich nach dem vorliegenden Reglement. Wird eine Invalidenrente 
durch eine Altersrente abgelöst, berechnet sich die Höhe der Altersrente und der 
mitversicherten anwartschaftlichen Leistungen gemäss vorliegendem Reglement. 

Vorsorgefälle 

vor Inkrafttre-
ten 

2 Bei Vorsorgefällen, die vor dem Inkrafttreten des vorliegenden Reglements ein-
getreten sind, werden die laufenden Renten unverändert weiter ausbezahlt. Als 
Vorsorgefall gilt ein Todesfall oder der Beginn einer Arbeitsunfähigkeit, deren Ur-
sache zur Invalidität oder zum Tod führt.  

Für alle neuen Vorsorgefälle, zu denen auch neue Ereignisse bei bisherigen Ren-
tenbezügern (insbesondere die Ablösung der Invalidenrente durch die Alters-
rente) zählen, ist das vorliegende Reglement massgebend.  

Für aktive versicherte Personen, die per 30. Juni 2018 pensioniert werden und für 
Bezüger einer Invalidenrente, die per 30. Juni 2018 gemäss den bis zum 30. Juni 
2018 geltenden reglementarischen Bestimmungen das ordentliche Rentenalter 
erreichen, bleibt bezüglich Anspruch und Höhe der Altersrente das bis 30. Juni 
2018 gültige Reglement massgebend. 

Bestehende 

Arbeitsunfä-
higkeit und 
Teilinvalidität  

3 Die Höhe der Leistungen der per 30. Juni 2018 versicherten Personen, bei de-
nen die Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität oder zum Tod führte, vor 
dem 1. Juli 2018 eingetreten ist, bestimmt sich gemäss dem per 30. Juni 2018 
gültigen Reglement. Erfolgt eine Erhöhung des Invaliditätsgrads nach dem 1. Juli 
2018, bestimmen sich neu resultierende Leistungen nach dem vorliegenden Reg-
lement. 

Leistungserhö-
hungen 

4 Für Leistungserhöhungen, die sich aus dem bisher massgebenden Reglement 
ergeben, gelten die Bestimmungen über eine mögliche ärztliche Untersuchung 
und einen möglichen Leistungsvorbehalt bei Aufnahme in die Pensionskasse 
sinngemäss.  

Besitzstand 

Jahreslohn Di-
rektionsstufe 
für vor 

1.1.2007 in 
der Pensions-
kasse versi-

cherte Perso-
nen  

5 Für Mitglieder der Direktion Schweiz und Personen in vergleichbaren Positio-
nen, die bereits am 31. Dezember 2006 in der Pensionskasse versichert waren, 
wird der am 31. Dezember 2006 berechnete Jahreslohn beibehalten, solange 
der Jahreslohn gemäss Art. 8 Abs. 1 tiefer ausfällt. 

Garantie des 

Umwand-
lungssatzes 
2012 auf dem 

per 
31.12.2012 
vorhandenen 

Sparkapital  

6 Um den Umwandlungssatz 2012 auf dem per 31. Dezember 2012 vorhandenen 
Sparkapital zu garantieren, wird für  

a. alle aktiven versicherten Personen und Bezüger einer Invalidenrente, die 
im November 1967 oder früher geboren sind, per 31. Dezember 2012 Mit-
glieder der Pensionskasse waren und auch per 1. Juli 2018 noch (nicht 
pensionierte) Mitglieder sind, mit Ausnahme der Personengruppen ge-
mäss Abs. 2 – 4; und  

b. alle aktiven versicherten Personen und Bezüger einer Invalidenrente, die 
im November 1967 oder früher geboren sind, per 31. Dezember 2012 Mit-
glieder der Pensionskasse für die Angestellten der ehemaligen EDS-
Gruppe waren und per 1. Januar 2013 (noch nicht pensionierte) Mitglieder 
dieser Pensionskasse wurden; eine sogenannte “zusätzliche Altersrente” 
wie folgt berechnet:  
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1. Ausgangspunkt bildet das per 31. Dezember 2012 vorhandene Spar-
kapital des Mitglieds. Falls das Mitglied im Jahr 2012 Einkäufe von 
mehr als CHF 50'000 getätigt hat, wird der übersteigende Teil nicht 
angerechnet. 

2. Die Differenz zwischen dem für das Mitglied geltenden Umwandlungs-
satz per 31. Dezember 2012 und jenem per 1. Januar 2013 wird für 
jedes Alter von 58 bis 65 berechnet. Die grösste noch mögliche Diffe-
renz wird multipliziert mit dem Betrag gemäss Ziffer 1. Das Resultat 
wird für Mitglieder mit Jahrgang 1962 und älter unverändert festgehal-
ten; für Mitglieder mit Jahrgang 1963 bis 1967 wird das Resultat linear 
um 12/3% pro Monat reduziert, so dass für Mitglieder, die im Dezember 
1967 oder später geboren sind, schliesslich 0% erreicht wird. 

3. Nimmt das Sparkapital des Mitglieds in Zukunft ab, z. B. durch eine 
Ausgleichszahlung infolge Ehescheidung (Art. 26), einen Vorbezug 
oder eine Verpfändung zur Finanzierung von Wohneigentum (Art. 27), 
etc., wird der gemäss Ziffer 2 festgehaltene Betrag im selben Verhält-
nis gekürzt. 

Im Zeitpunkt der tatsächlichen Pensionierung wird der gemäss Ziffer 2 und 3 be-
rechnete Betrag als zusätzliche Altersrente ausgerichtet. Diese wird zusätzlich zur 
Altersrente gemäss Art. 12 ausbezahlt, selbst wenn letztere bereits den ab 1. Ja-
nuar 2016 geltenden Höchstbetrag (vierfache maximale AHV-Altersrente) erreicht 
hat. 

Wird das Alterskapital ganz oder teilweise in Kapitalform bezogen, wird die zu-
sätzliche Altersrente entsprechend gekürzt. 

Zwecks administrativer Vereinfachung wird die zusätzliche Altersrente nur ausbe-
zahlt, wenn sie mindestens CHF 600 pro Jahr beträgt. 

Die Pensionskasse kann die Anwartschaften auf zukünftige zusätzliche Altersren-
ten nur kürzen, wenn sie von allen aktiven versicherten Personen Sanierungsbei-
träge erhebt. Jede Kürzung bedingt eine Reglementsänderung und muss den be-
troffenen Personen mindestens drei Monate vor Inkrafttreten angekündigt werden. 

Der Anspruch auf eine zukünftige zusätzliche Altersrente wird bei einem Einkauf 
gemäss Art. 9 Abs. 3 – 5 mitberücksichtigt. Der insgesamt maximal mögliche Ein-
kaufsbetrag gemäss Art. 11 Abs. 6 wird um den kapitalisierten Wert der festge-
haltenen zusätzlichen Altersrente gekürzt. 

Personen, die 

per 
31.12.2012 
den Bezug ih-

rer Altersrente 
aufschieben 

7 Für versicherte Personen (mit Ausnahme der Personengruppen gemäss Abs. 2 
– 4), die per 31. Dezember 2012 den Bezug ihrer Altersrente aufgeschoben haben 
und diesen per 1. Januar 2013 weiterhin im Sinne von Art. 12 Abs. 4 aufschieben, 
haben Anspruch auf eine zusätzliche Altersrente nach Abs. 6. Ihre Altersrente am 
Ende der Aufschubsdauer berechnet sich anhand der Umwandlungssätze im vor-
liegenden Reglement (Anhang 2). 

Ihre Altersrente ist nicht begrenzt, d. h. der per 1. Januar 2016 einzuführende 
Höchstbetrag (vgl. Art. 12 Abs. 2) findet keine Anwendung. 

Garantie des 
Umwand-

lungssatzes 
2015 auf dem 
per 

31.12.2014 
vorhandenen 
Sparkapital  

8 Um den Umwandlungssatz 2015 auf dem per 31. Dezember 2014 vorhandenen 
Sparkapital zu garantieren, wird für alle aktiven versicherten Personen und Bezü-
ger einer Invalidenrente 

• mit Eintrittsdatum ab dem 1. April 2011,  

• die im März 1970 oder früher geboren sind,  

• per 31. Dezember 2014 Mitglieder der Pensionskasse waren und auch per 
1. Juli 2018 noch (nicht pensionierte) Mitglieder sind,  

eine zusätzliche Altersrente, genannt «Rente II», berechnet wie folgt: 

1. Ausgangspunkt bildet das per 31. Dezember 2014 vorhandene Spar-
kapital des Mitglieds. 
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2. Die Differenz zwischen dem für das Mitglied geltenden Umwandlungs-
satz per 30. April 2015 und jenem per 1. Mai 2015 wird für jedes Alter 
von 58 bis 65 berechnet. Die grösste noch mögliche Differenz wird 
multipliziert mit dem Betrag gemäss Ziffer 1. Das Resultat wird für Mit-
glieder mit Jahrgang 1965 und älter unverändert festgehalten; für Mit-
glieder mit Jahrgang 1966 bis 1970 wird das Resultat linear um 1 2/3% 
pro Monat reduziert, so dass für Mitglieder, die im April 1970 oder 
später geboren sind, schliesslich 0% erreicht wird. 

3. Nimmt das Sparkapital des Mitglieds in Zukunft ab, z. B. durch eine 
Ausgleichszahlung infolge Ehescheidung (Art. 25), einen Vorbezug 
oder eine Verpfändung zur Finanzierung von Wohneigentum (Art. 27), 
etc., wird der gemäss Ziffer 2 festgehaltene Betrag im selben Verhält-
nis gekürzt. 

Im Zeitpunkt der tatsächlichen Pensionierung wird der gemäss Ziffer 2 und 3 be-
rechnete Betrag als zusätzliche Altersrente ausgerichtet. Diese wird zusätzlich zur 
Altersrente gemäss Art. 12 ausbezahlt, selbst wenn letztere bereits den ab 1. Ja-
nuar 2016 geltenden Höchstbetrag (vierfache maximale AHV-Altersrente) erreicht 
hat. 

Wird das Alterskapital ganz oder teilweise in Kapitalform bezogen, wird die zu-
sätzliche Altersrente entsprechend gekürzt. 

Zwecks administrativer Vereinfachung wird die zusätzliche Altersrente nur ausbe-
zahlt, wenn sie mindestens CHF 300 pro Jahr beträgt. 

Die Pensionskasse kann die Anwartschaften auf zukünftige zusätzliche Altersren-
ten nur kürzen, wenn sie von allen aktiven versicherten Personen Sanierungsbei-
träge erhebt. Jede Kürzung bedingt eine Reglementsänderung und muss den be-
troffenen Personen mindestens drei Monate vor Inkrafttreten angekündigt werden. 

Der Anspruch auf eine zukünftige zusätzliche Altersrente wird bei einem Einkauf 
gemäss Art. 11 Abs. 3 – 5 mitberücksichtigt. Der insgesamt maximal mögliche 
Einkaufsbetrag gemäss Art. 10 Abs. 6 wird um den kapitalisierten Wert der fest-
gehaltenen zusätzlichen Altersrente gekürzt. 

AHV-Überbrü-
ckungsrente 

für 1955 oder 
früher gebo-
rene aktive 

versicherte 
Personen, die 
am 

31.12.2012 
der Pensions-
kasse für die 

Angestellten 
der ehemali-
gen EDS-

Gruppe ange-
hörten 

9 Aktive versicherte Personen mit Jahrgang 1955 und älter, die am 31. Dezember 
2012 in der Pensionskasse für die Angestellten der ehemaligen EDS-Gruppe ver-
sichert waren, haben, zusätzlich zu den Altersleistungen gemäss vorliegendem 
Reglement, Anspruch auf eine AHV-Überbrückungsrente bei vorzeitiger ganzer 
Pensionierung (d.h. vollständige Aufgabe der Erwerbstätigkeit).  

Eine AHV-Überbrückungsrente kann frühestens nach Vollendung des 60. Alters-
jahrs verlangt werden; der Anspruch erlischt im Todesfall oder spätestens mit Er-
reichen des ordentlichen AHV-Rentenalters. 

Der Antrag muss vor der vorzeitigen Pensionierung eingereicht werden. Die AHV-
Überbrückungsrente beläuft sich für aktive versicherte Personen mit Jahrgang 
1950 und älter auf 50%, für solche mit Jahrgang 1951, 1952, 1953, 1954 und 1955 
auf 25% jener AHV-Altersrente, die sich aufgrund des durchschnittlichen Jahres-
lohns der letzten drei Jahre vor der Pensionierung ergibt.  

Die von diesem Absatz betroffenen aktiven versicherten Personen können nicht 
die volle AHV-Überbrückungsrente gemäss Art. 11 Abs. 5 vorfinanzieren, sondern 
nur den verbleibenden Teil. Für sie verstehen sich die Werte gemäss Anhang 5 
nicht in Prozenten der maximalen AHV-Altersrente, sondern in Prozenten der Dif-
ferenz zwischen der maximalen AHV-Altersrente und der AHV-Überbrückungs-
rente gemäss diesem Absatz.  
 

Übergangsbe-

stimmungen 
für die Anpas-
sung des Um-

10 Mit Wirkung zum 1. Juli 2018 werden die Umrechnungskurse gemäss der Ta-
belle in Anhang 2 reduziert. 
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wandlungssat-

zes ab dem 1. 
Juli 2018 

Zur Abfederung der Auswirkungen der Kürzung für alle aktiven Versicherten und 
Bezüger einer Invalidenrente, die am 30. Juni 2018 in der Pensionskasse versi-
chert waren und die auch per 1. Juli 2018 noch (nicht pensionierte) Mitglieder wa-
ren, wird ein zusätzliches Kapital mit der Bezeichnung "Rente III Kapital" wie folgt 
berechnet: 

i. Das massgebende Kapital ist das am 31. Dezember 2017 angesammelte 
Sparkapital abzüglich des Teils der 2017 getätigten Einkäufe, der CHF 
50'000 übersteigt. Einkäufe durch Versicherungsnehmer, die nach einer 
Restrukturierung im Jahr 2017 mit Abfindungszahlungen entlassen wur-
den, unterliegen dieser Beschränkung nicht. 

ii. Für Versicherte, die zwischen dem 1. Januar 2018 und dem 30. Juni 2018 
der Pensionskasse angeschlossen waren, wird das massgebende Kapital 
per 30. Juni 2018 berechnet auf Basis des am 31. Dezember 2017 vor-
handenen Sparkapitals sowie des effektiven Gehalts und der Zinsgut-
schrift für diesen Zeitraum. 

iii. Das massgebende Kapital wird mit der Differenz zwischen den Umwand-
lungssätzen im Alter von 65 Jahren vor und nach der Senkung um 0.8% 
multipliziert, wobei folgende Altersfaktoren berücksichtigt werden: 

 

 
 iv. Das zusätzliche Kapital, "Rente III Kapital" genannt, ergibt sich aus der 

Division durch 5% des in Absatz 2 erhaltenen Betrags. 
v. Zum Zeitpunkt der tatsächlichen Pensionierung wird das "Rente III Kapi-

tal" zum verfügbaren Sparkapital hinzugerechnet und auf der Grundlage 
des zum Pensionierungszeitpunkt geltenden Umwandlungssatzes in eine 
Rente umgewandelt, vorbehältlich Ziffer 11. 

vi. Wird das gesamte Alterskapital oder ein Teil davon in Form von Kapital 
bezogen, reduziert sich das "Alterskapital III" entsprechend proportional, 
vorbehältlich Ziffer 11 

vii. Reduziert sich das Sparkapital eines Mitglieds, beispielsweise durch den 
Vorsorgeausgleich nach einer Scheidung (Artikel 26) oder einen Vorbe-
zug zur Finanzierung von Wohneigentum (Artikel 27), so wird das "Rente 
III Kapital" proportional zum Anteil des Vorbezugs gekürzt. 

viii. Invalidität, Tod oder Austritt vor der Pensionierung berechtigen nicht zu 
einem "Rente III Kapital". 

 11 Abweichend von Absatz 10 kann das "Rente III Kapital" ganz oder teilweise in 
Form von Kapital ausgezahlt werden, wenn die in Artikel 12 Absatz 2 festgelegte 
Obergrenze vor und/oder nach Senkung der Sätze angewendet wird. Das "Pen-
sion III Kapital" darf das projizierte Kapital vor der Herabsetzung der Umrech-
nungskurse, das sich aus der Begrenzung nach Artikel 12 Absatz 2 ergibt, nicht 
überschreiten. 

 12 Beispiele für die Berechnung von "Pension III Capital" sind in Anhang 6 aufge-
führt. 
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Art. 36 Mängel und Gerichtsstand 

 
Fassung 1 Die französische Fassung der Verordnung ist für alle Auslegungen verbindlich. 

Mängel  2 Alle Fälle, die in diesem Reglement nicht ausdrücklich vorgesehen sind, werden 
vom Stiftungsrat entschieden, der unter Berücksichtigung des Grund-gedankens 
und des Vorsorgereglements sowie der diesbezüglichen gesetzlichen Bestim-
mungen der Schweizer Alters-, Invalidität- und Hinterlassenenvorsorge entschei-
det. 

Gerichtsstand 3 Bei Streitigkeiten über die Auslegung, Anwendung oder Nichtanwendung der 
Bestimmungen dieser Verordnung sind die zuständigen Gerichte am Sitz oder 
Wohnsitz des Beklagten in der Schweiz oder am Ort der Verwertung in der 
Schweiz zuständig in dem der Versicherte beschäftigt war. 

Art. 37 Inkrafttreten und Änderungen 

 
Inkrafttreten  1 Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2018 in Kraft. Sie wurde vom Stiftungsrat in 

seiner Sitzung vom 12. Dezember 2018 verabschiedet. Sie ersetzt das Vorsorge-
reglement ab dem 1. Mai 2015 in der Fassung von 2017 sowie als alle bisherigen 
Vorschriften. Sie wird der Aufsichtsbehörde und allen Versicherten ausgehändigt. 

Die Bestimmungen im Zusammenhang mit der Scheidung gelten nach dem neuen 
Scheidungsgesetz ab dem 1. Januar 2017. 

Änderungen 2 Dieses Reglement kann vom Stiftungsrat jederzeit gemäss den gesetzlichen 
Bestimmungen und dem Pensionskasseszweck geändert werden. Die erworbe-
nen Rechte und Besitzstandswahrungen von Versicherten und Anspruchsberech-
tigten sind in Artikel 35 dieses Reglements geregelt. 
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K. Abkürzungen und Begriffe 
 

AHVG Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters-und Hinterlassenenversi-
cherung samt Ausführungsbestimmungen. 

AHV-Lohn Der AHV-Lohn entspricht dem 13-fachen Monatslohn inkl. gelegentlich anfallen-
den Lohnbestandteilen wie Dienstaltersgeschenken, Aktienoptionen und Gewinn-
beteiligungen. 

Alter Das Alter entspricht der Differenz zwischen dem laufenden Kalenderjahr und dem 
Geburtsjahr. 

Alterskapital Höhe des Sparkapitals im Zeitpunkt der Pensionierung der versicherten Person. 

Arbeitgeber Die Stifterfirma und mit ihr finanziell oder wirtschaftlich eng verbundene Unterneh-
men, mit denen die Pensionskasse einen Anschlussvertrag abgeschlossen hat. 

Arbeitsunfä-
hig-keit 

Arbeitsunfähigkeit ist die durch eine Beeinträchtigung der körperlichen, geistigen 
oder psychischen Gesundheit bedingte, volle oder teilweise Unfähigkeit, im bis-
herigen Beruf oder Aufgabenbereich zumutbare Arbeit zu leisten. Bei langer 
Dauer wird auch die zumutbare Tätigkeit in einem anderen Beruf oder Aufgaben-
bereich berücksichtigt (Art. 6 ATSG). 

ATSG Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil des Sozialversi-
cherungsrechts. 

BVG Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge samt Ausführungsbestimmungen. 

BVG-Mindest-
Zinssatz 

Mindestzinssatz zur Verzinsung des Altersguthabens gemäss BVG (vgl. Beiblatt).  

BVV 2 Verordnung vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge. 

Eingetragene 
Partnerschaft 

Gemäss Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtli-
cher Paare haben eingetragene Partner die gleiche Rechtsstellung wie Ehegat-
ten.  

Erwerbsunfä-

hig-keit 
Erwerbsunfähigkeit ist der durch Beeinträchtigung der körperlichen, geistigen 
oder psychischen Gesundheit verursachte und nach zumutbarer Behandlung und 
Eingliederung verbleibende ganze oder teilweise Verlust der Erwerbsmöglichkei-
ten auf dem in Betracht kommenden ausgeglichenen Arbeitsmarkt (Art. 7 ATSG).  

FZG Bundesgesetz vom 17. Dezember 1993 über die Freizügigkeit in der beruflichen 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (Freizügigkeitsgesetz).  

FZV Verordnung vom 3. Oktober 1994 über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-
, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge.  

Geschäfts-

stelle der Pen-
sionskasse 

Die laufenden Geschäfte werden unter Aufsicht des Stiftungsrats durch die Ge-
schäftsstelle besorgt. Die Geschäftsstelle setzt sich aus dem Geschäftsführer, der 
technischen Verwaltung und der kaufmännischen Buchhaltung zusammen. 

Invalidität Invalidität ist die voraussichtlich bleibende oder längere Zeit dauernde ganze oder 
teilweise Erwerbsunfähigkeit (Art. 8 Abs. 1 ATSG).  

IV Eidgenössische Invalidenversicherung.  

Jahreslohn Der Jahreslohn entspricht dem 13-fachen Monatslohn. Gelegentlich anfallende 
Lohnbestandteile wie Dienstaltersgeschenke, Aktienoptionen, Entschädigungen 
für Überzeitarbeit, Boni und Gewinnbeteiligungen werden nicht angerechnet. 

Für variable Lohnbestandteile (z. B. Verkaufsprovisionen, Zulagen für Schichtar-
beit oder Stand-By / Bereitschaftsdienst) entspricht der Jahreslohn dem Zielgeh-
alt. 

Koordinations-
betrag 

Der Koordinationsbetrag entspricht 20% des Jahreslohns, jedoch höchstens 7/8 
der maximalen AHV-Altersrente.  
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Krankheit Krankheit ist jede Beeinträchtigung der körperlichen, geistigen oder psychischen 
Gesundheit, die nicht Folge eines Unfalles ist und die eine medizinische Untersu-
chung oder Behandlung erfordert oder eine Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat. Als 
Geburtsgebrechen gelten diejenigen Krankheiten, die bei vollendeter Geburt be-
stehen (Art. 3 ATSG).  

Mitarbeitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die einen Arbeitsvertrag mit der Stifterfirma oder 
mit einem angeschlossenen Unternehmen abgeschlossen haben. 

MVG Bundesgesetz vom 19. Juni 1992 über die Militärversicherung samt Ausführungs-
bestimmungen.  

Pensionie-

rungs-alter 
Das Pensionierungsalter wird am Monatsersten nach Vollendung des 65. Alters-
jahres erreicht.  

Projektions-
Zinssatz 

Zinssatz zur Hochrechnung des Sparkapitals der versicherten Person bis zum or-
dentlichen Pensionierungsalter. Der Projektionszinssatz ist nicht garantiert (vgl. 
Beiblatt).  

Sparkapital Das Sparkapital entspricht dem Saldo des Sparkontos plus dem Saldo des Spar-
kontos für die vorzeitige Pensionierung. Letzteres umfasst allfällige Einkäufe zur 
Kompensation der Rentenreduktion bei einer vorzeitigen Pensionierung sowie all-
fällige Einkäufe zur Vorfinanzierung einer AHV-Überbrückungsrente. 

Stiftungsrat Der Stiftungsrat ist das oberste Organ der Pensionskasse. Er setzt sich aus min-
destens acht Mitgliedern zusammen, wovon die Hälfte Arbeitgeber- und die an-
dere Hälfte Mitarbeitendenvertreter sind.  

Technischer 
Zinssatz 

Der technische Zinssatz ist ein langfristig ausgerichteter Zinssatz, der für versi-
cherungstechnische Berechnungen wie z. B. die Berechnung des Umwandlungs-
satzes oder der versicherungsmathematischen Barwerte (Diskontsatz für die 
künftigen Rentenzahlungen) massgebend ist (vgl. Beiblatt).  

Unfall Unfall ist die plötzliche, nicht beabsichtigte schädigende Einwirkung eines unge-
wöhnlichen äusseren Faktors auf den menschlichen Körper, die eine Beeinträch-
tigung der körperlichen, geistigen oder psychischen Gesundheit oder den Tod zur 
Folge hat (Art. 4 ATSG).  

Unterdeckung Eine Unterdeckung gemäss Art. 44 BVV 2 besteht, wenn am Bilanzstichtag das 
nach anerkannten Grundsätzen durch den Experten für berufliche Vorsorge be-
rechnete versicherungstechnisch notwendige Vorsorgekapital (Spar- und De-
ckungskapitalien) nicht durch das vorhandene Vorsorgevermögen (Aktiven zu 
Marktwerten abzüglich kaufmännische Ver-bindlichkeiten) gedeckt ist.  

UVG Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung samt Ausführungs-
bestimmungen.  

Versicherter 

Lohn 
Der versicherte Lohn entspricht jenem Teil des Jahreslohns, der den Koordinati-
onsbetrag übersteigt.  

Versicherte 
Personen 

Versicherte Personen sind alle aktiven versicherten Personen und alle Bezüger 
einer Alters- oder Invalidenrente (inkl. Personen, die den Bezug ihrer Altersrente 
aufschieben).  

Aktive versicherte Personen sind alle in die Pensionskasse aufgenommenen Mit-
arbeitenden, deren Arbeitsverhältnis bzw. externe Mitgliedschaft nicht aufgelöst 
wurde, soweit sie nicht pensioniert oder invalid sind oder ihre Altersrente aufschie-
ben.  

Verzugszins-
satz 

Zinssatz gemäss Art. 7 FZV (vgl. Beiblatt). 

WEFV Verordnung vom 3. Oktober 1994 über die Wohneigentumsförderung mit Mitteln 
der beruflichen Vorsorge.  
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L. Anhänge zum Vorsorgereglement 
 
 
 

Anhang 1 Höhe der Beiträge und der Altersgutschriften für Mitarbeiter, welche vor 
dem 1.4.2011 in die Vorsorgeeinrichtung eingetreten sind oder durch die Fusion mit der 
EDS-Pensionskasse übernommen wurden. 

 

Höhe der Spar- und Zusatzbeiträge, in % des versicherten Lohns (Art. 8 Abs. 6) 

 

 

 

Die Beiträge des Arbeitgebers können reduziert (nicht unter diejenigen der Mitarbeitenden) oder erhöht 

werden je nach finanzieller Lage der Pensionskasse. 

Altersgutschriften in % des versicherten Lohns (Artikel 10 Abs. 2) 

 

  

Minimum Standard Maximum Zusatz Minimum Standard Maximum

25 - 34 3.0% 5.5% 8.0% 1.0% 4.0% 6.5% 9.0% 8.0% 2.0% 10.0% 11.0% 13.5% 16.0% 3.0%

35 - 44 3.5% 6.5% 9.5% 1.0% 4.5% 7.5% 10.5% 9.5% 2.0% 11.5% 13.0% 16.0% 19.0% 3.0%

45 - 54 5.0% 8.0% 11.0% 1.0% 6.0% 9.0% 12.0% 11.0% 2.0% 13.0% 16.0% 19.0% 22.0% 3.0%

55 - 65 6.5% 9.5% 12.5% 1.0% 7.5% 10.5% 13.5% 12.5% 2.0% 14.5% 19.0% 22.0% 25.0% 3.0%

66 - 70 6.5% 9.5% 12.5% 0.0% 6.5% 9.5% 12.5% 12.5% 0.0% 14.5% 19.0% 22.0% 25.0% 0.0%

TotalArbeitnehmer Beiträge Arbeitgeber Beiträge

Total
Age

Sparen
ZusatzSparen Zusatz Total

Sparen 

Minimum

Sparen 

Standard

Sparens 

Maximum

Minimum Standard Maximum

25 - 34 11.0% 13.5% 16.0%

35 - 44 13.0% 16.0% 19.0%

45 - 54 16.0% 19.0% 22.0%

55 - 65 19.0% 22.0% 25.0%

66 - 70 19.0% 22.0% 25.0%

Age épargne

Bonifications de vieillesse
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Anhang 2 Umwandlungssatz (Art. 12 Abs. 2) 

 
Umwandlungssatz zur Berechnung der Altersrente im jeweiligen Pensionierungsalter*  
(Art. 12 Abs. 2): 

 
 

 

 

Zwischenwerte werden linear interpoliert. 

* Erreichtes Alter in Jahren und ganzen Monaten, ohne die Tage des Geburtsmonats mitzuzählen. 

  

Age de la 

retraite

Taux de conversion 

jusqu'au 30 juin 2018 

(hommes et femmes)

Taux de conversion 

dès le 1
er

 juillet 2018 

(hommes et femmes)

55 4.62% 4.00%

56 4.71% 4.09%

57 4.79% 4.17%

58 4.89% 4.26%

59 5.00% 4.36%

60 5.11% 4.45%

61 5.23% 4.55%

62 5.36% 4.66%

63 5.50% 4.76%

64 5.64% 4.88%

65 5.80% 5.00%

66 5.96% 5.13%

67 6.14% 5.27%

68 6.33% 5.42%

69 6.53% 5.58%

70 6.75% 5.75%
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Anhang 3 Einkauf zusätzlicher Leistungen (Art. 11 Abs. 3) 

 
Im jeweiligen Alter* entspricht der Höchstbetrag des zulässigen Einkaufs dem Betrag gemäss nachfol-
gender Tabelle (in % des versicherten Lohns) abzüglich des Saldos des individuellen Sparkontos. 

 

 
Zwischenwerte werden linear interpoliert. 

* Erreichtes Alter in Jahren und ganzen Monaten, ohne die Tage des Geburtsmonats mitzuzählen. 

 
Beispiel: 
 

Alter 52 
Versicherter Lohn CHF 100’000 
Saldo des Sparkontos CHF 400’000 
Maximal möglicher Saldo (683% von CHF 100’000) CHF 684’000 
Möglicher Einkauf (CHF 683’000 ./. 400’000) CHF 283’000 
 
Die aktive versicherte Person hat die Steuerabzugsfähigkeit des Einkaufs bei der zuständigen 
Behörde selbst abzuklären. 
 

  

Age lors 

du rachat

Solde maximum du 

compte épargne (en % 

du salaire assuré)

Age lors 

du rachat

Solde maximum du 

compte épargne (en % 

du salaire assuré)

25 16% 45 452%

26 32% 46 483%

27 49% 47 515%

28 66% 48 547%

29 83% 49 580%

30 101% 50 614%

31 119% 51 648%

32 137% 52 683%

33 156% 53 718%

34 175% 54 755%

35 198% 55 795%

36 221% 56 836%

37 244% 57 878%

38 268% 58 920%

39 292% 59 963%

40 317% 60 1008%

41 342% 61 1053%

42 368% 62 1099%

43 395% 63 1146%

44 422% 64 1194%

65 1243%
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Anhang 4 Einkauf für die vorzeitige Pensionierung (Artikel 11 Abs. 4) 

 
Im jeweiligen Alter* entspricht der zulässige Höchstbetrag zur Finanzierung der Rentenkürzung dem 
Betrag gemäss nachfolgender Tabelle (in % des versicherten Lohns) abzüglich jener Mittel (Einkäufe 
und Zinsen) auf dem individuellen Sparkonto für die vorzeitige Pensionierung, die bereits für die Kom-
pensation der Rentenkürzung vorgesehen sind.  

 
Zwischenwerte werden linear interpoliert. 

* Erreichtes Alter in Jahren und ganzen Monaten, ohne die Tage des Geburtsmonats mitzuzählen. 

Beispiel: 

Alter 53 

Beabsichtigtes vorzeitiges Pensionierungsalter 62 

Versicherter Lohn CHF 100’000 

Bereits für den Auskauf der Rentenkürzung vorgesehene Mittel CHF   50’000 

Höchstbetrag gemäss Tabelle (198% von CHF 100’000) CHF 198’000 

Möglicher Einkauf (CHF 198’000 ./. 50’000) CHF 148’000 

Die aktive versicherte Person hat die Steuerabzugsfähigkeit des Einkaufs bei der zuständigen 
Behörde selbst abzuklären.  

64 63 62 61 60 59 58

25 37% 76% 113% 154% 194% 236% 281%

26 38% 78% 116% 157% 198% 241% 286%

27 38% 79% 118% 160% 202% 246% 292%

28 39% 81% 120% 164% 206% 251% 298%

29 40% 83% 123% 167% 210% 256% 304%

30 41% 84% 125% 170% 215% 261% 310%

31 42% 86% 128% 174% 219% 266% 316%

32 42% 88% 130% 177% 223% 271% 323%

33 43% 89% 133% 181% 228% 277% 329%

34 44% 91% 136% 184% 232% 282% 336%

35 45% 93% 138% 188% 237% 288% 342%

36 46% 95% 141% 192% 242% 294% 349%

37 47% 97% 144% 195% 247% 300% 356%

38 48% 99% 147% 199% 251% 306% 363%

39 49% 101% 150% 203% 256% 312% 371%

40 50% 103% 153% 207% 262% 318% 378%

41 51% 105% 156% 212% 267% 324% 386%

42 52% 107% 159% 216% 272% 331% 393%

43 53% 109% 162% 220% 278% 337% 401%

44 54% 111% 165% 224% 283% 344% 409%

45 55% 113% 169% 229% 289% 351% 417%

46 56% 116% 172% 234% 295% 358% 426%

47 57% 118% 175% 238% 301% 365% 434%

48 58% 120% 179% 243% 307% 373% 443%

49 59% 123% 182% 248% 313% 380% 452%

50 61% 125% 186% 253% 319% 388% 461%

51 62% 128% 190% 258% 325% 395% 470%

52 63% 130% 194% 263% 332% 403% 479%

53 64% 133% 198% 268% 338% 411% 489%

54 66% 135% 201% 274% 345% 420% 499%

55 67% 138% 205% 279% 352% 428% 509%

56 68% 141% 210% 285% 359% 437% 519%

57 70% 144% 214% 290% 366% 445% 529%

58 71% 147% 218% 296% 374% 454% 540%

59 72% 149% 222% 302% 381% 463%

60 74% 152% 227% 308% 389%

61 75% 155% 231% 314%

62 77% 159% 236%

63 78% 162%

64 80%

Rachat nécessaire pour compenser la réduction de la rente en % du salaire assuré

Age de la retraite anticipée (hommes et femmes)
Age lors 

du rachat
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Anhang 5 Einkauf der AHV-Überbrückungsrente (Artikel 11 Abs. 5) 

Im jeweiligen Alter* entspricht der zulässige Höchstbetrag des Einkaufs der AHV-Überbrückungsrente 

dem Betrag (in % der maximalen AHV-Altersrente) gemäss nachstehender Tabelle, abzüglich jener 

Mittel (Einkäufe und Zinsen) auf dem individuellen Sparkonto für die vorzeitige Pensionierung, die be-

reits für den Einkauf der AHV-Überbrückungsrente vorgesehen sind. 

  
Zwischenwerte werden linear interpoliert. 

* Erreichtes Alter in Jahren und ganzen Monaten, ohne die Tage des Geburtsmonats mitzuzählen. 

 

 

Beispiel (Mann): 

Alter 53 

Beabsichtigtes vorzeitiges Pensionierungsalter 62 

Maximale AHV-Altersrente CHF 28‘200 

Bereits für die AHV-Überbrückungsrente vorgesehene Mittel CHF 20’000 

Höchstbetrag gemäss Tabelle (226% von CHF 28‘200) CHF 63‘732 

Möglicher Einkauf (CHF 63‘461 ./. 20’000)  CHF 43‘732 

Die aktive versicherte Person hat die Steuerabzugsfähigkeit des Einkaufs bei der zuständigen 

Behörde selbst abzuklären. 

 

 

Hommes Femmes 64/63 63/62 62/61 61/60 60/59 59/58 58/-

25 46% 92% 140% 189% 238% 289% 340%

26 25 47% 94% 143% 192% 243% 295% 347%

27 26 48% 96% 146% 196% 248% 300% 354%

28 27 49% 98% 149% 200% 253% 306% 361%

29 28 50% 100% 152% 204% 258% 313% 368%

30 29 51% 102% 155% 208% 263% 319% 376%

31 30 52% 104% 158% 212% 268% 325% 383%

32 31 53% 106% 161% 217% 274% 332% 391%

33 32 54% 108% 164% 221% 279% 338% 399%

34 33 55% 111% 167% 225% 285% 345% 407%

35 34 56% 113% 171% 230% 290% 352% 415%

36 35 57% 115% 174% 235% 296% 359% 423%

37 36 58% 117% 178% 239% 302% 366% 432%

38 37 59% 120% 181% 244% 308% 374% 440%

39 38 60% 122% 185% 249% 314% 381% 449%

40 39 62% 124% 189% 254% 321% 389% 458%

41 40 63% 127% 192% 259% 327% 396% 467%

42 41 64% 129% 196% 264% 334% 404% 477%

43 42 65% 132% 200% 269% 340% 412% 486%

44 43 67% 135% 204% 275% 347% 421% 496%

45 44 68% 137% 208% 280% 354% 429% 506%

46 45 69% 140% 212% 286% 361% 438% 516%

47 46 71% 143% 217% 292% 368% 446% 526%

48 47 72% 146% 221% 298% 376% 455% 537%

49 48 74% 149% 225% 303% 383% 464% 547%

50 49 75% 152% 230% 310% 391% 474% 558%

51 50 77% 155% 234% 316% 399% 483% 570%

52 51 78% 158% 239% 322% 407% 493% 581%

53 52 80% 161% 244% 329% 415% 503% 593%

54 53 81% 164% 249% 335% 423% 513% 604%

55 54 83% 168% 254% 342% 432% 523% 616%

56 55 85% 171% 259% 349% 440% 534% 629%

57 56 86% 174% 264% 356% 449% 544% 641%

58 57 88% 178% 269% 363% 458% 555% 654%

59 58 90% 181% 275% 370% 467% 566%

60 59 92% 185% 280% 377% 476%

61 60 93% 189% 286% 385%

62 61 95% 192% 292%

63 62 97% 196%

64 63 99%

Rachat nécessaire pour compenser la réduction de la rente en % du salaire assuré

Age de la retraite anticipée (hommes et femmes)
Age lors du rachat
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Anhang 6 Beispiele zur Berechnung der Übergangsbestimmungen gemäss Art. 35 

Beispiel 1 

Versicherter wählt Frühpensionierung im Alter von 59 Jahren 

Altersfaktor: 97% 

Altersguthaben: CHF 1'900'000 

Voraussichtliches Alterskapital im Zeitpunkt der Pensionierung: CHF 2'100'000 

 

Berechnung des "Rente III Kapitals" 

97% * 0,8% * CHF 1'900'000 / 5,0% = CHF 294'880 

 

Rentenhöhe vor dem 30. Juni 2018 

Umwandlungssatz: 5,00% 

Theoretische Altersrente: 5,00% * CHF 2'100'000 = CHF 105'000 

 

Rentenhöhe nach dem 1. Juli 2018 

Umwandlungssatz: 4,36% 

Neue Altersrente: 4,36% * (CHF 2'100'000 + CHF 294'880) = CHF 104'417 

 

Beispiel 2 (Stand 1.1.2019) 

Versicherter wählt Frühpensionierung im Alter von 59 Jahren 

Altersfaktor: 97% 

Altersguthaben: CHF 2'400'000 

Voraussichtliches Alterskapital im Zeitpunkt der Pensionierung: CHF 2'500'000 

 

Berechnung des "Rente III Kapitals" 

97% * 0,8% * CHF 2'400'000 / 5,0% = CHF 372'480 

 

Rentenhöhe vor dem 30. Juni 2018 

Umwandlungssatz: 5,00% 

Theoretische Altersrente: 5,00% * CHF 2'500'000 = CHF 125'000 

 

Kapitalbezug aufgrund 4xAHV-Obergrenze gemäss Artikel 12 Absatz 2: 

Maximalrente = 4 * CHF 28'440 = CHF 113'760 

Kapital zur Finanzierung der Maximalrente = CHF 113'760 / 5.00% = CHF 2'275'200 

Einmalige Zahlung zum Zeitpunkt der Pensionierung = CHF 2'500'000 - CHF 2'275'200 = CHF 224'800 

 

Rentenhöhe nach dem 1. Juli 2018 

Umwandlungssatz: 4,36% 

Kapital zur Finanzierung der Maximalrente = CHF 113'760 / 4.36% = CHF 2'609'174 

 

"Rente III Kapital" -Standard: 97% * 0,8% * CHF 2'400'000 / 5,0% = CHF 372'480 

 

Maximale Entschädigung durch das "Rente III Kapital" zum Zeitpunkt der Pensionierung: 

CHF 2'609'174 - CHF 2'275'200 = CHF 333'974 

Bereinigt um den Altersfaktor = 97% * 333'974 = 323'955 

 

Theoretische Altersrente: 4,36% * (CHF 2'500'000 + CHF 323'955) = CHF 123'124 

 

Kapitalbezug aufgrund 4xAHV-Obergrenze gemäss Artikel 12 Absatz 2: 

Maximalrente = 4 * CHF 28'440 = CHF 113'760 

Einmalige Zahlung = (CHF 123'124 - CHF 113'760) / 4.36% = CHF 214'781 


